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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

ENTSCHEIDUNG Nr. 280/2004/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 11. Februar 2004

über ein System zur Überwachung der Treibhausgasemissionen in der Gemeinschaft und zur
Umsetzung des Kyoto-Protokolls

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Entscheidung 93/389/EWG des Rates vom
24. Juni 1993 über ein System zur Beobachtung der
Emissionen von CO2 und anderen Treibhausgasen in der
Gemeinschaft (3) wurde ein System zur Beobachtung der
anthropogenen Treibhausgasemissionen und zur Bewer-
tung der Fortschritte im Hinblick auf die Erfüllung der
diesbezüglichen Verpflichtungen eingerichtet. Um den
Entwicklungen auf internationaler Ebene Rechnung zu
tragen sowie aus Gründen der Klarheit sollte diese
Entscheidung ersetzt werden.

(2) Das Endziel des Rahmenüberkommens der Vereinten
Nationen über Klimaänderungen (nachstehend
„UNFCCC“ genannt), das durch den Beschluss 94/69/EG
des Rates (4) genehmigt wurde, besteht in der Stabilisie-
rung der Treibhausgaskonzentrationen in der
Atmosphäre auf einem Stand, der eine gefährliche
anthropogene Beeinflussung des Klimasystems verhin-
dert.

(3) Das UNFCCC verpflichtet die Gemeinschaft und ihre
Mitgliedstaaten, nationale Inventare zu erstellen, in regel-
mäßigen Abständen zu aktualisieren, zu veröffentlichen
und der Konferenz der Vertragsparteien zur Verfügung
zu stellen, in denen die anthropogenen Emissionen aller
nicht durch das Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu
einem Abbau der Ozonschicht führen, geregelten Treib-
hausgase (nachstehend „Treibhausgase“ genannt) aus
Quellen und der Speicherun solcher Gase in Senken
aufgeführt sind, wobei von der Konferenz der Vertrags-
parteien zu vereinbarende, vergleichbare Methoden
anzuwenden sind.

(4) Die Treibhausgasemissionen in der Gemeinschaft
bedürfen einer konsequenten Überwachung und regel-
mäßigen Bewertung. Es bedarf außerdem einer früh-
zeitigen Analyse der von der Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen im Bereich der
Klimapolitik.

(5) Eine präzise Berichterstattung im Rahmen dieser
Entscheidung zu einem frühen Zeitpunkt würde eine
frühzeitige Festlegung der Emissionsmengen gemäß der
Entscheidung 2002/358/EG des Rates vom 25. April
2002 über die Genehmigung des Protokolls von Kyoto
zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen im Namen der Europäischen
Gemeinschaft sowie die gemeinsame Erfüllung der
daraus erwachsenden Verpflichtungen (5) und somit eine
frühzeitige Feststellung der Berechtigung zur Teilnahme
an den flexiblen Kyoto-Mechanismen ermöglichen.

(6) Das UNFCCC verpflichtet alle Vertragsparteien, nationale
und gegebenenfalls regionale Programme zu erarbeiten,
umzusetzen, zu veröffentlichen und regelmäßig zu
aktualisieren, die Maßnahmen zur Abschwächung der
Klimaänderungen durch die Bekämpfung anthropogener
Emissionen aller Treibhausgase aus Quellen und die
Speicherung solcher Gase in Senken vorsehen.

(7) Das Kyoto-Protokoll zum UNFCCC wurde durch die
Entscheidung 2002/358/EG genehmigt. Gemäß Artikel 3
Absatz 2 des Kyoto-Protokolls müssen die in Anhang I
des UNFCCC genannten Vertragsparteien des Protokolls
bis 2005 bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus
dem Protokoll nachweisbare Fortschritte erzielt haben.
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(8) Gemäß Teil II Abschnitt A des Anhangs des Beschlusses
19/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien muss jede in
Anhang I des UNFCCC genannte Vertragspartei des
Kyoto-Protokolls ein nationales Register erstellen und
führen, um die genaue Verbuchung von Vergabe, Besitz,
Übertragung, Löschung und Ausbuchung von Emissions-
reduktionseinheiten, zertifizierten Emissionsreduktionen,
zugeteilten Mengen und Gutschriften aus Senken zu
gewährleisten.

(9) Gemäß dem Beschluss 19/CP.7 sollte jede Emissionsre-
duktionseinheit, zertifizierte Emissionsreduktion, zuge-
teilte Menge und Gutschrift aus Senken zu einem
bestimmten Zeitpunkt jeweils nur in einem Register
geführt werden.

(10) In das Register der Gemeinschaft können Emissionsre-
duktionseinheiten und zertifizierte Emissionsreduktionen
aufgenommen werden, die aus von der Gemeinschaft
finanzierten Projekten stammen, wodurch ein Anreiz für
Maßnahmen der Gemeinschaft in Drittländern
geschaffen wird, um das Problem der Klimaänderung auf
breiterer Basis anzugehen, und das Gemeinschaftsregister
kann in einem konsolidierten System gemeinsam mit
den Registern der Mitgliedstaaten geführt werden.

(11) Der Erwerb und die Verwendung von Emissionsredukti-
onseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen
durch die Gemeinschaft sollte Gegenstand weiterer
Bestimmungen sein, die vom Europäischen Parlament
und dem Rat auf Vorschlag der Kommission zu erlassen
sind.

(12) Gemäß der Entscheidung 2002/358/EG sind die Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten verpflichtet, die erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen, um ihre gemäß jener
Entscheidung festgesetzten Emissionsmengen einzu-
halten. Bestimmungen über die Verwendung von im
Gemeinschaftsregister erfassten Emissionsreduktionsein-
heiten und zertifizierten Emissionsreduktionen sollten in
Betracht ziehen, dass die Mitgliedstaaten gehalten sind,
ihre eigenen Verpflichtungen im Einklang mit der
Entscheidung 2002/358/EG einzuhalten.

(13) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben von
Artikel 4 des Kyoto-Protokolls Gebrauch gemacht, der es
Vertragsparteien des Protokolls gestattet, ihre Verpflich-
tungen zur Begrenzung und Reduzierung von Emis-
sionen gemeinsam zu erfüllen. Daher ist es angebracht,
eine effektive Zusammenarbeit und Koordinierung in
Bezug auf die Verpflichtungen gemäß dieser Entschei-
dung, einschließlich der Erstellung des Treibhausgasin-
ventars der Gemeinschaft, der Bewertung der Fortschritte
der Vorbereitung der Berichte sowie der Überprüfung
und bei den Verfahren für die Einhaltung, zu gewährlei-
sten, um es der Gemeinschaft zu ermöglichen, ihre
Berichterstattungspflichten nach dem Kyoto-Protokoll zu

erfüllen, die in den auf der siebten Konferenz der
Vertragsparteien in Marrakesch gefassten politischen und
rechtlichen Beschlüssen (nachstehend „Vereinbarungen
von Marrakesch“ genannt) festgelegt sind.

(14) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten sind alle
Vertragsparteien des UNFCCC und des Kyoto-Protokolls
und sind jeder entsprechend dafür verantwortlich, die
ihnen zugeteilten Emissionsmengen anzugeben, zu
ermitteln und zu verbuchen sowie ihre Berechtigung zur
Teilnahme an den Mechanismen des Kyoto-Protokolls
herbeizuführen und aufrechtzuerhalten.

(15) Gemäß dem Beschluss 19/CP.7 sollte jede in Anhang I
des UNFCCC aufgeführte Vertragspartei zugeteilte Emis-
sionsmengen vergeben, die der in ihrem nationalen Regi-
ster verzeichneten zugeteilten Menge äquivalent sind,
entsprechend ihren Emissionsmengen, die gemäß der
Entscheidung 2002/358/EG und dem Kyoto-Protokoll
festgesetzt wurden.

(16) Gemäß der Entscheidung 2002/358/EG hat die Gemein-
schaft keine zugeteilten Emissionsmengen zu vergeben.

(17) Die Europäische Umweltagentur unterstützt die Kommis-
sion gegebenenfalls bei Überwachungstätigkeiten, insbe-
sondere im Rahmen des Inventarsystems der Gemein-
schaft, sowie bei der von der Kommission durchge-
führten Analyse der Fortschritte bei der Erfüllung der
Verpflichtungen nach dem UNFCCC und dem Kyoto-
Protokoll.

(18) Angesichts der Rolle der Europäischen Umweltagentur
bei der Erstellung des jährlichen Inventars der Gemein-
schaft wäre es angezeigt, dass die Mitgliedstaaten ihre
eigenen Systeme so gestalten, dass sie die Arbeit der
Agentur erleichtern.

(19) Da die Ziele der beabsichtigten Maßnahme, nämlich die
Erfüllung der gemeinschaftlichen Verpflichtungen nach
dem Kyoto-Protokoll und insbesondere die darin festge-
legten Anforderungen an die Überwachung und Bericht-
erstattung, wegen ihres Charakters auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden
können und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu
erreichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit
dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidia-
ritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeits-
prinzip geht diese Entscheidung nicht über das für die
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(20) Die zur Durchführung dieser Entscheidung erforderli-
chen Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/
468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden —
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HABEN FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Entscheidung wird ein System eingeführt zur:

a) Überwachung aller anthropogenen Emissionen von nicht
durch das Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen, geregelten Treibhausgase
aus Quellen und der Speicherung solcher Gase in Senken in
den Mitgliedstaaten,

b) Bewertung der Fortschritte bei der Erfüllung der Verpflich-
tungen im Hinblick auf diese Emissionen aus Quellen und
die Speicherung in Senken,

c) Umsetzung des UNFCCC und des Kyoto-Protokolls, in Bezug
auf nationale Programme, Treibhausgasinventare, nationale
Systeme sowie Register der Gemeinschaft und ihrer
Mitgliedstaaten, und der einschlägigen Verfahren im
Rahmen des Kyoto-Protokolls und

d) Gewährleistung der Pünktlichkeit, Vollständigkeit, Genauig-
keit, Kohärenz, Vergleichbarkeit und Transparenz der
Berichterstattung der Gemeinschaft und ihrer Mitglied-
staaten an das Sekretariat des UNFCCC.

Artikel 2

Nationale Programme und Gemeinschaftsprogramme

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission stellen nationale
Programme bzw. ein Gemeinschaftsprogramm auf und führen
diese Programme durch, um dazu beizutragen, dass:

a) die Verpflichtungen der Gemeinschaft und ihrer Mitglied-
staaten im Hinblick auf die Begrenzung und/oder Verringe-
rung aller Treibhausgasemissionen im Rahmen des UNFCCC
und des Kyoto-Protokolls erfüllt werden und

b) die tatsächlichen und erwarteten Fortschritte der Mitglied-
staaten, einschließlich des Beitrags der Gemeinschaftsmaß-
nahmen, bei der Erfüllung der Verpflichtungen der Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Begren-
zung und/oder Verringerung aller Treibhausgasemissionen
im Rahmen des UNFCCC und des Kyoto-Protokolls transpa-
rent und genau überwacht werden.

Diese Programme enthalten die in Artikel 3 Absatz 2
genannten Informationen und werden entsprechend aktuali-
siert.

(2) Zu diesem Zweck erfolgt der Einsatz der Joint Implemen-
tation, des Clean Development Mechanism und des internatio-
nalen Handels mit Emissionszertifikaten als Begleitmaßnahme
zu innerstaatlichen Maßnahmen gemäß den einschlägigen
Bestimmungen des Kyoto-Protokolls und der Vereinbarungen
von Marrakesch.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen die nationalen Programme
und ihre Aktualisierungen der Öffentlichkeit zur Verfügung
und unterrichten binnen drei Monaten nach ihrer Annahme die
Kommission.

Auf den folgenden Sitzungen des in Artikel 9 Absatz 1
genannten Ausschusses unterrichtet die Kommission die
Mitgliedstaaten über die ihr vorliegenden nationalen
Programme und ihre Aktualisierungen.

Artikel 3

Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten

(1) Für die Bewertung des tatsächlichen Fortschritts und zur
Vorbereitung von Jahresberichten durch die Gemeinschaft
gemäß den Verpflichtungen aus dem UNFCCC und dem Kyoto-
Protokoll bestimmen und übermitteln die Mitgliedstaaten der
Kommission bis zum 15. Januar jeden Jahres (Jahr X):

a) ihre anthropogenen Emissionen von in Anlage A des Kyoto-
Protokolls aufgeführten Treibhausgasen (Kohlendioxid
(CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), teilhalogenierte
Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW/HFC), perfluorierte Kohlen-
wasserstoffe (PFC) und Schwefelhexafluorid (SF6)) im Jahr
vor dem Vorjahr (Jahr X-2),

b) vorläufige Daten über ihre Emissionen von Kohlenmonoxid
(CO), Schwefeldioxid (SO2), Stickoxiden (NOx) und flüch-
tigen organischen Verbindungen (VOC) im Jahr vor dem
Vorjahr (Jahr X-2) sowie die endgültigen Daten für das drei
Jahre zurückliegende Jahr (Jahr X-3),

c) ihre anthropogenen Treibhausgasemissionen aus Quellen
und die Speicherung von Kohlendioxid in Senken als Folge
von Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirt-
schaft im Jahr vor dem Vorjahr (Jahr X-2),

d) Informationen zur Verbuchung von Emissionen und dem
Abbau durch Landnutzung, Landnutzungsänderungen und
Forstwirtschaft für die Jahre zwischen 1990 und dem Jahr
vor dem Vorjahr (Jahr X-2) gemäß Artikel 3 Absatz 3 des
Kyoto-Protokolls — und, wenn ein Mitgliedstaat beschließt,
Artikel 3 Absatz 4 in Anspruch zu nehmen, gemäß dem
genannten Artikel des Kyoto-Protokolls — sowie den dazu-
gehörigen einschlägigen Beschlüssen,

e) etwaige Änderungen der in den Buchstaben a) bis d)
genannten Informationen für die Jahre zwischen 1990 und
dem drei Jahre zurückliegenden Jahr (Jahr X-3),

f) die für die Vorbereitung des Berichts über das Treibhausgas-
inventar der Gemeinschaft erforderlichen Bestandteile des
Berichts über ihr nationales Inventar, wie etwa Informa-
tionen über den Plan des Mitgliedstaats für die Qualitätssi-
cherung/Qualitätskontrolle, eine allgemeine Unsicherheitsbe-
wertung, eine allgemeine Vollständigkeitsbewertung und
Informationen über durchgeführte neue Berechnungen,
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g) Informationen aus dem nationalen Register nach dessen
Erstellung über Vergabe, Erwerb, Besitz, Übertragung,
Löschung und Ausbuchung sowie Übertrag von zugeteilten
Mengen, Gutschriften aus Senken, Emissionsreduktionsein-
heiten und zertifizierten Emissionsreduktionen im Vorjahr
(Jahr X-1),

h) Informationen über juristische Personen, die befugt sind,
sich an den Mechanismen nach den Artikeln 6, 12 und 17
des Kyoto-Protokolls unter Beachtung der einschlägigen
nationalen oder gemeinschaftlichen Bestimmungen zu betei-
ligen,

i) Maßnahmen zur Verbesserung der Schätzungen, z. B. wenn
bei den jeweiligen Bereichen des Inventars Anpassungen
stattgefunden haben,

j) Informationen über die Indikatoren für das Jahr vor dem
Vorjahr (Jahr X-2) und

k) etwaige Veränderungen am nationalen Inventarsystem.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 15.
März jeden Jahres (Jahr X) ihren vollständigen nationalen Inven-
tarbericht.

(2) Zur Bewertung des voraussichtlichen Fortschritts über-
mitteln die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 15. März
2005 und danach alle zwei Jahre:

a) Informationen über nationale Politiken und Maßnahmen,
die Treibhausgasemissionen aus Quellen begrenzen und/
oder reduzieren oder die Speicherung in Senken fördern,
gegliedert nach Bereichen für jedes Treibhausgas, einschließ-
lich:

i) Ziel von Politiken und Maßnahmen,

ii) Art des politischen Instruments,

iii) Stand der Durchführung der Politik oder Maßnahme,

iv) Indikatoren zur Überwachung und Bewertung des
laufenden Fortschritts bei Politiken und Maßnahmen
u. a. einschließlich der in den gemäß Absatz 3 erlas-
senen Durchführungsbestimmungen genannten Indika-
toren,

v) quantitative Schätzungen der Auswirkungen von Poli-
tiken und Maßnahmen auf die Emissionen von Treib-
hausgasen aus Quellen und die Speicherung in Senken
zwischen dem Basisjahr und den folgenden Jahren,
einschließlich der Jahre 2005, 2010 und 2015, sowie
ihrer wirtschaftlichen Auswirkungen, soweit das
machbar ist, und

vi) Angaben darüber, inwieweit innerstaatliche Maßnahmen
tatsächlich ein wesentliches Element der auf nationaler
Ebene unternommenen Anstrengungen sind, sowie zu
dem Umfang, in dem innerstaatliche Maßnahmen gemäß
den einschlägigen Bestimmungen des Kyoto-Protokolls
und der Vereinbarungen von Marrakesch durch den
Einsatz der Joint Implementation, des Clean Develop-
ment Mechanism und des internationalen Handels mit
Emissionszertifikaten gemäß den Artikeln 6, 12 und 17
des Kyoto-Protokolls tatsächlich ergänzt werden,

b) nationale Vorausschätzungen der Emissionen von Treib-
hausgasen aus Quellen und ihrer Speicherung in Senken,
und zwar mindestens für die Jahre 2005, 2010, 2015 und
2020, gegliedert nach Gasen und Bereichen, einschließlich:

i) Vorausschätzungen „mit Maßnahmen“ und „mit zusätzli-
chen Maßnahmen“ gemäß den Leitlinien des UNFCCC
und weiteren Vorgaben in den gemäß Absatz 3 erlas-
senen Durchführungsbestimmungen,

ii) klarer Angaben zu den Politiken und Maßnahmen, die
in die Projektionen eingeflossen sind,

iii) Ergebnisse der bei den Vorausschätzungen durchge-
führten Sensitivitätsanalyse, und

iv) Beschreibungen von Methoden, Modellen, zugrunde
gelegten Annahmen sowie zentralen Input- und Output-
Parametern.

c) Informationen über getroffene oder geplante Maßnahmen
zur Umsetzung der einschlägigen Rechtsvorschriften und
Politiken der Gemeinschaft, sowie Informationen über recht-
liche und institutionelle Schritte zur Vorbereitung der Erfül-
lung von Verpflichtungen nach dem Kyoto-Protokoll und
Informationen über Regelungen für Einhaltungs- und
Durchsetzungsverfahren sowie deren nationale Umsetzung.

d) Informationen über institutionelle und finanzielle Rege-
lungen und Beschlussfassungsverfahren zur Koordinierung
und Unterstützung von Tätigkeiten zur Beteiligung an den
Mechanismen nach den Artikeln 6, 12 und 17 des Kyoto-
Protokolls, einschließlich der Beteiligung von juristischen
Personen.

(3) Durchführungsbestimmungen für die Übermittlung der
in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen werden
nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Diese Durchführungsbestimmungen können gegebenenfalls
unter Berücksichtigung von im Rahmen des UNFCCC und des
Kyoto-Protokolls gefassten Beschlüssen überarbeitet werden.

Artikel 4

Gemeinschaftliches Inventarsystem

(1) Die Kommission erstellt in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten jährlich ein Treibhausgasinventar der Gemein-
schaft und einen Bericht über das Treibhausgasinventar der
Gemeinschaft, übermittelt den Mitgliedstaaten bis zum 28.
Februar den Entwurf des Inventars sowie des Berichts,
veröffentlicht sie und übermittelt sie bis zum 15. April jeden
Jahres dem Sekretariat des UNFCCC. Schätzungen für fehlende
Daten in den nationalen Inventaren werden gemäß den Durch-
führungsbestimmungen eingefügt, die nach Absatz 2 Buchstabe
b) erlassen wurden, es sein denn, bis spätestens 15. März des
betreffenden Jahres gehen aktualisierte Daten von den Mitglied-
staaten ein.
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(2) Die Kommission führt nach dem in Artikel 9 Absatz 2
genannten Verfahren und unter Berücksichtigung der natio-
nalen Systeme der Mitgliedstaaten bis zum 30. Juni 2006 ein
Inventarsystem der Gemeinschaft ein, um die Genauigkeit,
Vergleichbarkeit, Kohärenz, Vollständigkeit und Pünktlichkeit
der nationalen Inventare im Hinblick auf die Erstellung des
Treibhausgasinventars der Gemeinschaft zu gewährleisten.

Dieses System umfasst:

a) ein Programm zur Qualitätssicherung/Qualitätskontrolle
einschließlich der Festsetzung von Qualitätszielen und eines
Inventarqualitätssicherungs- und Qualitätskontrollplans. Die
Kommission unterstützt die Mitgliedstaaten bei der Umset-
zung der Programme zur Qualitätssicherung/Qualitätskon-
trolle; und

b) ein Verfahren zur Schätzung fehlender Daten eines natio-
nalen Inventars, einschließlich der Konsultation mit dem
betreffenden Mitgliedstaat.

(3) Die Europäische Umweltagentur unterstützt die Kommis-
sion gegebenenfalls bei der Umsetzung der Absätze 1 und 2
unter anderem durch die Durchführung von Studien und die
Erhebung von Daten gemäß ihrem jährlichen Arbeitspro-
gramm.

(4) Die Mitgliedstaaten erstellen baldmöglichst und auf jeden
Fall spätestens bis zum 31. Dezember 2005 nationale Inventar-
systeme nach dem Kyoto-Protokoll zur Schätzung von anthro-
pogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und die
Speicherung von Kohlendioxid in Senken.

Artikel 5

Bewertung der Fortschritte und Berichterstattung

(1) Die Kommission bewertet in Abstimmung mit den
Mitgliedstaaten jährlich die Fortschritte der Gemeinschaft und
ihrer Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen
nach dem UNFCCC und dem Kyoto-Protokoll in Übereinstim-
mung mit der Entscheidung 2002/358/EG, um festzustellen, ob
die Fortschritte für die Erfüllung dieser Verpflichtungen ausrei-
chen.

Bei dieser Bewertung werden die Fortschritte bei den Politiken
und Maßnahmen der Gemeinschaft sowie die von den Mitglied-
staaten gemäß Artikel 3 und Artikel 6 Absatz 2 der vorlie-
genden Entscheidung und Artikel 21 der Richtlinie 2003/87/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.
Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft (1) vorgelegten
Informationen berücksichtigt.

In die Bewertung werden außerdem alle zwei Jahre die
Vorausschätzungen über die Fortschritte der Gemeinschaft und
ihrer Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen
nach dem UNFCCC und dem Kyoto-Protokoll einbezogen.

(2) Aufgrund der Bewertung nach Absatz 1 legt die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
jährlich einen Bericht vor.

Dieser Bericht enthält Abschnitte über tatsächliche und progno-
stizierte Emissionen aus Quellen, über die Speicherung in
Senken sowie über Politiken und Maßnahmen und die Nutzung
der Mechanismen gemäß den Artikeln 6, 12 und 17 des Kyoto-
Protokolls.

(3) Die Kommission erarbeitet einen Bericht über die nach-
weisbaren von der Gemeinschaft bis 2005 erzielten Fortschritte
und berücksichtigt dabei aktualisierte Informationen über Emis-
sionsprognosen, die gemäß den Durchführungsbestimmungen
nach Artikel 3 Absatz 3 von den Mitgliedstaaten bis zum 15.
Juni 2005 vorgelegt wurden, und übermittelt diesen Bericht
dem Sekretariat des UNFCCC spätestens bis zum 1. Januar
2006.

(4) Jeder Mitgliedstaat erarbeitet einen Bericht über die nach-
weisbaren von diesem Mitgliedstaat bis 2005 erzielten Fort-
schritte und berücksichtigt dabei die Informationen, die gemäß
den Durchführungsbestimmungen nach Artikel 3 Absatz 3
vorgelegt wurden, und übermittelt diesen Bericht dem Sekreta-
riat des UNFCCC spätestens bis zum 1. Januar 2006.

(5) Die Gemeinschaft und jeder Mitgliedstaat übermitteln
dem Sekretariat des UNFCCC nach Ablauf des in den Vereinba-
rungen von Marrakesch festgelegten zusätzlichen Zeitraums zur
Erfüllung der Verpflichtungen einen Bericht über diesen Zeit-
raum.

(6) Nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren
kann die Kommission Bestimmungen mit Anforderungen an
die Berichterstattung über nachweisbare Fortschritte gemäß
Artikel 3 Absatz 2 des Kyoto-Protokolls und für die Berichter-
stattung über den in den Vereinbarungen von Marrakesch fest-
gelegten zusätzlichen Zeitraum zur Erfüllung der Verpflich-
tungen erlassen.

(7) Die Europäische Umweltagentur unterstützt die Kommis-
sion gegebenenfalls bei der Umsetzung der Absätze 1, 2 und 3
gemäß ihrem jährlichen Arbeitsprogramm.

Artikel 6

Nationale Register

(1) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten erstellen und
führen Register, um eine genaue Verbuchung von Vergabe,
Besitz, Übertragung, Erwerb, Löschung und Ausbuchung von
zugeteilten Mengen, Gutschriften aus Senken, Emissionsredukti-
onseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen sowie des
Übertrags von zugeteilten Mengen, Emissionsreduktionsein-
heiten und zertifizierten Emissionsreduktionen zu gewähr-
leisten. In diese Register werden auch Register einbezogen, die
gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/87/EG erstellt wurden;
hierfür gelten die nach dem in Artikel 9 Absatz 2 der vorlie-
genden Entscheidung genannten Verfahren erlassenen Bestim-
mungen.

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten können ihre Register
gemeinsam mit einem oder mehreren Mitgliedstaaten in einem
konsolidierten System führen.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Elemente werden dem
gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2003/87/EG benannten
Zentralverwalter zur Verfügung gestellt.
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Artikel 7

Zugeteilte Menge

(1) Die Gemeinschaft und jeder Mitgliedstaat unterbreiten
dem Sekretariat des UNFCCC spätestens bis zum 31. Dezember
2006 jeweils einen Bericht über die Festlegung der ihnen zuge-
teilten Menge in Höhe ihrer jeweiligen Emissionsmengen, die
nach Artikel 3 Absatz 1 der Entscheidung 2002/358/EG und
dem Kyoto-Protokoll ermittelt wurden. Die Mitgliedstaaten und
die Gemeinschaft bemühen sich, ihre Berichte gleichzeitig
vorzulegen.

(2) Nach Abschluss der Prüfung ihrer nationalen Inventare
nach dem Kyoto-Protokoll für jedes Jahr des ersten Verpflich-
tungszeitraums des Kyoto-Protokolls, einschließlich der Lösung
etwaiger Fragen der Durchführung, buchen die Mitgliedstaaten
zugeteilte Mengen, Gutschriften aus Senken, Emissionsredukti-
onseinheiten und zertifizierte Emissionsreduktionen in Höhe
ihrer jeweiligen Nettoemissionen in dem betreffenden Jahr aus.

Im Hinblick auf das letzte Jahr des Verpflichtungszeitraums
erfolgt die Ausbuchung vor dem Ende des in den Vereinba-
rungen von Marrakesch festgelegten zusätzlichen Zeitraums zur
Erfüllung der Verpflichtungen.

(3) Die Mitgliedstaaten vergeben zugeteilte Mengen in ihre
nationalen Register, die ihren Emissionsmengen entsprechen,
die gemäß der Entscheidung 2002/358/EG und dem Kyoto-
Protokoll festgesetzt wurden.

Artikel 8

Verfahren im Rahmen des Kyoto-Protokolls

(1) Die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft gewährleisten
eine umfassende und effektive Zusammenarbeit und Koordinie-
rung miteinander in Bezug auf die Verpflichtungen nach dieser
Entscheidung bei:

a) der Erstellung des Treibhausgasinventars der Gemeinschaft
und des Berichts über das Treibhausgasinventar der Gemein-
schaft gemäß Artikel 4 Absatz 1,

b) Überprüfungs- und Einhaltungsverfahren nach dem Kyoto-
Protokoll, gemäß den dazugehörigen einschlägigen
Beschlüssen,

c) etwaigen Anpassungen im Rahmen des UNFCC-Überprü-
fungsprozesses oder anderen Änderungen der Inventare und
Berichte über die Inventare, die beim Sekretariat des
UNFCCC vorgelegt wurden oder vorzulegen sind,

d) der Ausarbeitung des Berichts der Gemeinschaft und der
Berichte der Mitgliedstaaten über nachweisbare Fortschritte
bis 2005 gemäß Artikel 5 Absätze 3 und 4,

e) der Vorbereitung und Vorlage des in Artikel 7 Absatz 1
genannten Berichts und

f) der Berichterstattung im Hinblick auf den in den Vereinba-
rungen von Marrakesch festgelegten zusätzlichen Zeitraum
zur Erfüllung der Verpflichtungen gemäß Artikel 5 Absätze
5 und 6.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Sekretariat des
UNFCCC jedes Jahr bis zum 15. April nationale Inventare und
liefern darin die gleichen Informationen, die auch gemäß
Artikel 3 Absatz 1 vorzulegen sind, es sei denn, der Kommis-
sion wurden spätestens bis 15. März des betreffenden Jahres
Informationen über die Beseitigung von Unstimmigkeiten oder
Lücken übermittelt.

(3) Nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren
kann die Kommission Verfahren und Zeitpläne für diese
Zusammenarbeit und Koordinierung festlegen.

Artikel 9

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem „Ausschuss für
Klimaänderung“ unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss für Klimaänderung gibt sich eine
Geschäftsordnung.

Artikel 10

Weitere Maßnahmen

Nach Übermittlung des Berichts über nachweisbare Fortschritte
bis 2005 gemäß Artikel 5 Absatz 3 prüft die Kommission,
inwieweit die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten Fort-
schritte bei der Erreichung ihrer gemäß der Entscheidung
2002/358/EG und dem Kyoto-Protokoll festgelegten Emissions-
mengen erzielt haben und inwieweit sie ihre Verpflichtungen
nach dem Kyoto-Protokoll erfüllen. Aufgrund dieser Bewertung
kann die Kommission dem Europäischen Parlament und dem
Rat geeignete Vorschläge vorlegen, um zu gewährleisten, dass
die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten ihre Emissions-
mengen einhalten und alle ihre Verpflichtungen nach dem
Kyoto-Protokoll erfüllen.

Artikel 11

Aufhebung

Die Entscheidung 93/389/EWG wird aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Entscheidung gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Entscheidung und sind nach
der Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.
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Artikel 12

Adressaten

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. Februar 2004.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
M. McDOWELL
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ANHANG

Entsprechungstabelle

Entscheidung 93/389/EWG Vorliegende Entscheidung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 1
Artikel 2 Absatz 2 Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3 Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Artikel 3 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 3, Artikel 5 Absatz 1

— Artikel 4 Absatz 3

Artikel 5 Absätze 1 und 2 Artikel 2 Absatz 3
Artikel 5 Absatz 3 Artikel 5 Absatz 1
Artikel 5 Absatz 4 Artikel 5 Absatz 2

— Artikel 5 Absatz 3

Artikel 6 Artikel 5 Absatz 1

Artikel 7 —

— Artikel 6

— Artikel 7

— Artikel 8

Artikel 8 Artikel 9

— Artikel 10

— Artikel 11

Artikel 9 Artikel 12
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VERORDNUNG (EG) Nr. 281/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 18. Februar 2004 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 89,9
204 35,8
212 114,0
624 109,5
999 87,3

0707 00 05 052 147,6
204 35,4
999 91,5

0709 90 70 052 90,2
204 74,0
999 82,1

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 45,4
204 45,7
212 53,7
220 40,8
600 41,4
624 55,7
999 47,1

0805 20 10 204 99,8
999 99,8

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 71,1
204 108,8
220 74,5
400 58,9
464 78,4
600 67,6
624 77,3
999 76,7

0805 50 10 600 65,3
999 65,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 052 65,0
060 43,1
400 91,7
404 90,1
512 86,0
524 85,9
528 95,8
720 83,2
999 80,1

0808 20 50 060 63,8
388 82,7
400 88,5
512 67,1
528 83,8
720 45,5
800 77,5
999 72,7

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11). Der
Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 282/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Festlegung eines Dokuments für die Zollanmeldung und Veterinärkontrolle von aus
Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Tieren

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/496/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkon-
trollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten
Tieren und zur Änderung der Richtlinien 89/662/EWG, 90/
425/EWG und 90/675/EWG (1), insbesondere auf die Artikel 3
Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Zur besseren Abwicklung der Einfuhrformalitäten an
den Grenzkontrollstellen sollte zur Ankündigung von
Tiersendungen aus Drittländern ein offizielles Dokument
festgelegt werden, das alle für die Zollanmeldung erfor-
derlichen Angaben enthält.

(2) Die Verfahren für die Anmeldung und Veterinärkontrolle
von Tieren an den Gemeinschaftsgrenzen müssen mit
den Verfahren für Erzeugnisse tierischen Ursprungs
harmonisiert werden.

(3) Im Interesse dieser Harmonisierung sollte die Definition
der für die Sendung verantwortlichen Person im Sinne
von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e) der Richtlinie 97/
78/EG des Rates (2) übernommen werden.

(4) Die Entwicklung des integrierten Systems zum EDV-
Verbund der Veterinärbehörden (TRACES) gemäß der
Entscheidung 2003/527/EWG der Kommission (3) setzt
voraus, dass die Zollanmeldungs- und Kontrolldoku-
mente standardisiert werden, um im Interesse eines
besseren Gesundheitsschutzes in der Gemeinschaft die
Erfassung und Verarbeitung von Daten zu ermöglichen.

(5) Da die Bestimmungen der Entscheidung 92/527/EWG
der Kommission (4), mit der eine Musterbescheinigung
zur Bestätigung der Durchführung der in der Richtlinie
91/496/EWG vorgesehenen Kontrollen festgelegt ist, mit
der vorliegenden Verordnung aktualisiert werden, ist die
Entscheidung 92/527/EWG aufzuheben.

(6) Da die zwischen den alten und den neuen Mitglied-
staaten bislang existierenden Grenzkontrollstellen zum
Zeitpunkt des Beitritts abgeschafft werden, sollte eine
Übergangregelung vorgesehen werden, um zu
vermeiden, dass für einen Monat neue Verwaltungsvor-
schriften eingeführt werden müssen.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ankündigung von Tiersendungen anhand des Gemein-
samen Veterinärdokuments für die Einfuhr (GVDE)

(1) Bei der Einfuhr von Tieren gemäß der Richtlinie 91/496/
EWG aus Drittländern in die Gemeinschaft muss der Beteiligte
im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e) der Richtlinie
97/78/EG das voraussichtliche Eintreffen des oder der Tiere im
Gebiet der Gemeinschaft mindestens einen Werktag im Voraus
ankündigen. Diese Ankündigung ergeht an das Kontrollper-
sonal der betreffenden Grenzkontrollstelle mithilfe eines Doku-
ments nach dem im Anhang festgelegten Muster eines Gemein-
samen Veterinärdokuments für die Einfuhr (GVDE).

(2) Das GVDE wird nach den allgemeinen Bescheinigungs-
vorschriften der Gemeinschaft ausgestellt.

(3) Das GVDE besteht aus einer Originalbescheinigung und
so vielen Abschriften, wie die zuständige Behörde verlangt, um
den Vorschriften dieser Verordnung nachzukommen. Der Betei-
ligte füllt Teil 1 des GVDE in der verlangten Anzahl Exemplare
aus und übermittelt diese an den zuständigen amtlichen Tier-
arzt der Grenzkontrollstelle.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen gemäß Absatz 1 und 3
können die Angaben in den Dokumenten vorbehaltlich der
Genehmigung der zuständigen Behörden des von der Sendung
betroffenen Mitgliedstaats über ein Telekommunikationssystem
oder ein anderes System der Datenübertragung im Voraus
mitgeteilt werden. In diesem Falle muss es sich bei den elektro-
nisch übermittelten Angaben um genau dieselben Angaben
handeln, wie sie in Teil 1 des GVDE verlangt werden.

Artikel 2

Veterinärkontrollen

Veterinärkontrollen und Laboranalysen werden nach den
Verfahrensvorschriften der Entscheidung 97/794/EG der
Kommission (5) durchgeführt.
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Artikel 3

Verfahren im Anschluss an die Veterinärkontrollen

(1) Nach Abschluss der Veterinärkontrollen gemäß Artikel 4
der Richtlinie 91/496/EWG ist unter der Verantwortung des
zuständigen amtlichen Tierarztes der Grenzkontrollstelle Teil 2
des GVDE auszufüllen und von diesem oder von einem seiner
Verantwortung unterstehenden amtlichen Tierarzt zu unter-
zeichnen.

Im Falle einer Einfuhrverweigerung ist, sobald zweckdienliche
Informationen vorliegen, gegebenenfalls das Feld „Angaben zur
Weiterversendung“ in Teil 3 des GVDE auszufüllen. Diese Infor-
mationen sind in das Informationsaustauschsystem gemäß
Artikel 20 der Richtlinie 90/425/EWG des Rates (1) einzugeben.

(2) Das Original des GVDE besteht aus den ordnungsgemäß
ausgefüllten und unterzeichneten Teilen 1 und 2.

(3) Der amtliche Tierarzt, der Einführer oder der Beteiligte
übermittelt alsdann den die Sendung betreffenden veterinäramt-
lichen Bescheid durch Vorlage des GVDE-Originals oder per E-
Mail an die für die betreffende Grenzkontrollstelle zuständige
Zollbehörde.

(4) Bei positivem Bescheid und vorbehaltlich der Zustim-
mung der zuständigen Zollbehörde begleitet das GVDE-Original
die Tiersendung bis an den im Dokument angegebenen Bestim-
mungsort.

(5) Der amtliche Tierarzt der Grenzkontrollstelle verwahrt
eine Abschrift des GVDE.

(6) Eine Abschrift des GVDE und gemäß Artikel 7 der Richt-
linie 91/496/EWG gegebenenfalls je eine Abschrift der für die
Einfuhr vorgeschriebenen Veterinärbescheinigungen wird dem
Einführer oder dem Beteiligten ausgehändigt.

(7) Der amtliche Tierarzt verwahrt das Original der Vete-
rinärbescheinigung bzw. der Begleitpapiere der Tiere sowie eine
Abschrift des GVDE während mindestens drei Jahren. Im Falle
von Tieren, die zur Durchfuhr oder Umladung bestimmt sind
und deren Endbestimmung außerhalb der Gemeinschaft liegt,
begleitet das Original des Veterinärdokuments, das der Sendung
bei der Ankunft beilag, die Sendung jedoch weiterhin; an der
Grenzkontrollstelle werden ausschließlich Abschriften verwahrt.

Artikel 4

Verfahren bei Tiersendungen unter Zollaufsicht oder
besonderer Überwachung

Im Falle von Tieren, die in die Gemeinschaft eingeführt werden
und für die gemäß Artikel 4 Absatz 3 oder Artikel 8 Abschnitt
A Nummer 1 Buchstabe b) Ziffer ii) der Richtlinie 91/496/
EWG eine Ausnahme von der Verpflichtung der Nämlichkeits-

kontrolle und/oder der körperlichen Kontrolle gewährt wird,
setzt der amtliche Tierarzt der Grenzkontrollstelle am Ort des
Eingangs in das Gebiet der Gemeinschaft nach zufriedenstel-
lender Dokumentenprüfung den amtlichen Tierarzt der Bestim-
mungsgrenzkontrollstelle darüber in Kenntnis. Diese Benach-
richtigung erfolgt über das informatisierte System zum Verbund
der Veterinärbehörden gemäß Artikel 20 der Richtlinie 90/425/
EWG. Der amtliche Tierarzt der Bestimmungsgrenzkontroll-
stelle stellt in diesem Falle ein GVDE aus, in dem die endgültige
veterinäramtliche Entscheidung über die Annahme der Tiere
vermerkt ist. Trifft die Sendung nicht ein oder werden bei der
Sendung quantitative oder qualitative Abweichungen festge-
stellt, so füllt die zuständige Behörde an der Bestimmungs-
grenzkontrollstelle Teil 3 des GVDE aus.

Im Falle der Durchfuhr gestellt der Beteiligte die Sendung dem
amtlichen Tierarzt der Ausgangsgrenzkontrollstelle. Der für
eine Grenzkontrollstelle zuständige amtliche Tierarzt, dem das
Passieren von Transit-Tieren mit Drittlandbestimmung beim
Ausgang der Tiere aus dem Gebiet der Gemeinschaft mitgeteilt
wurde, ist verpflichtet, Teil 3 des GVDE auszufüllen. Er benach-
richtigt mithilfe des GVDE den amtlichen Tierarzt der Grenz-
kontrollstelle, an der die Transit-Tiere im Gebiet der Gemein-
schaft eingetroffen sind.

Amtliche Tierärzte der zuständigen Behörde am Bestim-
mungsort, denen die Ankunft von Tieren, die für in ihrem
Zuständigkeitsgebiet liegende Schlachthöfe, im Sinne der
Entscheidung 2000/666/EG der Kommission (2) zugelassene
Quarantänestationen oder im Sinne der Richtlinie 92/65/EWG
des Rates (3) offiziell zugelassene Einrichtungen, Institute oder
Zentren bestimmt sind, angekündigt wird, sind verpflichtet, Teil
3 des GVDE auszufüllen, wenn die Sendung nicht eintrifft oder
bei der Sendung quantitative oder qualitative Abweichungen
festgestellt werden.

Artikel 5

Koordinierung der Tätigkeit der zuständigen Kontroll-
behörden

Um sicherzustellen, dass alle in die Gemeinschaft eingeführten
Tiere der Veterinärkontrolle unterzogen werden, koordinieren
die zuständige Behörde und die Veterinärbehörden der jewei-
ligen Mitgliedstaaten ihre Tätigkeit mit den anderen Kontroll-
stellen, um alle zweckdienlichen Informationen über die
Einfuhr von Tieren zusammenzutragen. Dabei handelt es sich
insbesondere um

a) den Zollstellen vorliegende Informationen;

b) Daten aus Schiffs-, Bahn- und Luftfrachtbriefen;

c) andere den Betreibern von Straßen-, Schienen-, See- und
Lufttransporten zugängliche Informationsquellen.
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Artikel 6

Zugang zu Datenbanken und Beteiligung an Informations-
systemen

Zur Durchführung der Bestimmung gemäß Artikel 5 gewähr-
leisten die zuständigen Behörden und Zollstellen der Mitglied-
staaten den Austausch einschlägiger Informationen aus ihren
jeweiligen Datenbanken. Die von der zuständigen Behörde
angewandten EDV-Systeme werden zur Erleichterung der
Datenübertragung so weit wie möglich und unter Beachtung
der Datenschutzvorschriften mit den Systemen von Zollstellen
und Handelsunternehmen koordiniert.

Artikel 7

Elektronische Bescheinigungen

Erstellung, Verwendung, Übertragung und Verwahrung von
GVDE können vorbehaltlich der Zustimmung der zuständigen
Behörde auch elektronisch erfolgen.

Die Übertragung von Informationen zwischen zuständigen
Behörden erfolgt über das Informationsaustauschsystem gemäß
Artikel 20 der Richtlinie 90/425/EWG.

Artikel 8

Übergangsmaßnahmen

Diese Verordnung gilt für die Grenzkontrollstellen gemäß
Anhang II, die mit dem Beitritt Ungarns, Polens, der Tschechi-
schen Republik, der Slowakei und Sloweniens abgeschafft
werden, nur bis zum 1. Mai 2004.

Artikel 9

Aufhebung

Die Entscheidung 92/527/EWG wird aufgehoben.

Hinweise auf die aufgehobene Entscheidung sind als Hinweise
auf diese Verordnung zu verstehen.

Artikel 10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. März 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I
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ANHANG II

País: Alemania — Land: Tyskland — Land: Deutschland — Χώρα: Γερµανία — Country: Germany — Pays: Alle-
magne — Paese: Germania — Land: Duitsland — País: Alemanha — Maa: Saksa — Land: Tyskland

1 2 3 4 5 6

Dresden Friedrichstadt 0153499 F HC, NHC

Forst 0150399 R HC, NHC-NT U, E, O

Frankfurt/Oder 0150499 F HC, NHC

Frankfurt/Oder 0150499 R HC, NHC U, E, O

Furth im Wald-Schafberg 0149399 R HC, NHC U, E, O

Ludwigsdorf Autobahn 0152399 R HC, NHC U, E, O

Pomellen 0151299 R HC, NHC-T(FR), NHC-NT U, E, O

Schirnding-Landstraße 0149799 R HC, NHC O

Waidhaus 0150099 R HC, NHC U, E, O

Zinnwald 0152599 R HC, NHC U, E, O

País: Italia — Land: Italien — Land: Italien — Χώρα: Ιταλία — Country: Italy — Pays: Italie — Paese: Italia —
Land: Italië — País: Itália — Maa: Italia — Land: Italien

1 2 3 4 5 6

Gorizia 0301199 R HC, NHC U, E, O

Prosecco-Fernetti 0302399 R Prodotti HC HC

Prodotti NHC NHC

Altri Animali O

Tomaso Prioglio Spa U, E

País: Austria — Land: Østrig — Land: Österreich — Χώρα: Αυστρία — Country: Austria — Pays: Autriche —
Paese: Austria — Land: Oostenrijk — País: Áustria — Maa: Itävalta — Land: Österrike

1 2 3 4 5 6

Berg 1300199 R HC, NHC U, E, O

Deutschkreutz 1300399 R HC(2), NHC-NT E, O, U(13)

Drasenhofen 1300499 R HC, NHC U, E, O

Heiligenkreuz 1300299 R HC(2), NHC, (18)

Hohenau 1300799 F U

Karawankentunnel 1300899 R HC(2), NHC-NT E, O, U(13)

Nickelsdorf 1301099 R HC, NHC U, E, O

Sopron 1301199 F HC(2), NHC-NT

Spielfeld 1301299 R HC, NHC U, E, O
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1 2 3 4 5 6

Villach-Süd 1301499 F HC-NT, NHC-NT

Wien-ZB-Kledering 1300599 F HC(2), NHC-NT

Wullowitz 1301699 F NHC-NT(6)

Wullowitz 1301699 R HC, NHC-NT E, O, U(13)

Berg 1300199 R HC, NHC U, E, O
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VERORDNUNG (EG) Nr. 283/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung
(EG) Nr. 2597/1999 des Rates gegenüber den Einfuhren von Folien aus Polyethylenterephthalat
(PET) mit Ursprung in Indien eingeführten Ausgleichsmaßnahmen durch aus Brasilien und aus
Israel versandte Einfuhren von Folien aus Polyethylenterephthalat (PET), als Ursprungserzeugnisse

Brasiliens oder Israels angemeldet oder nicht, und zur zollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates vom
6. Oktober 1997 über den Schutz gegen subventionierte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1973/2002 (2) insbesondere auf Artikel 23 Absatz 2
und Artikel 24 Absätze 3 und 5,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. ANTRAG

(1) Die Kommission erhielt einen Antrag gemäß Artikel 23
Absatz 2 der Grundverordnung auf Untersuchung der
mutmaßlichen Umgehung der gegenüber den Einfuhren
von Folien aus Polyethylenterephthalat (PET) (nachste-
hend „PET-Folien“ genannt) mit Ursprung in Indien
eingeführten Ausgleichsmaßnahmen.

(2) Der Antrag wurde am 6. Januar 2004 von den folgenden
Gemeinschaftsherstellern gestellt: DuPont Teijin Films,
Mitsubishi Polyester Film GmbH und Nuroll SpA.

B. WARE

(3) Bei der von der mutmaßlichen Umgehung betroffenen
Ware handelt es sich um PET-Folien mit Ursprung in
Indien, die normalerweise den KN-Codes ex 3920 62 19
und ex 3920 62 90 zugewiesen werden (nachstehend
„betroffene Ware“ genannt). Diese Codes werden nur
informationshalber angegeben.

(4) Gegenstand der Untersuchung sind aus Brasilien und aus
Israel versandte PET-Folien (nachstehend „untersuchte
Ware“ genannt), die normalerweise unter denselben KN-
Codes angemeldet werden wie die betroffene Ware.

C. GELTENDE MASSNAHMEN

(5) Bei den derzeit geltenden und möglicherweise
umgangenen Maßnahmen handelt es sich um die mit der
Verordnung (EG) Nr. 2597/1999 des Rates (3) einge-
führten Ausgleichsmaßnahmen.

D. GRÜNDE

(6) Der Antrag enthält ausreichende Anscheinsbeweise
dafür, dass die Ausgleichsmaßnahmen gegenüber den
Einfuhren von PET-Folien mit Ursprung in Indien durch
Versand über Brasilien und über Israel umgangen
werden.

(7) Es wurden folgende Beweise übermittelt:

Dem Antrag zufolge hat sich das Handelsgefüge der
Ausfuhren aus Indien, Brasilien und Israel in die Gemein-
schaft nach der Einführung von Maßnahmen gegenüber
der betroffenen Ware erheblich verändert, wofür es
allem Anschein nach außer der Einführung des Zolls
keine hinreichende Begründung oder Rechtfertigung
gibt. Diese Veränderung des Handelsgefüges ist dem
Anschein nach auf den Versand von PET-Folien mit
Ursprung in Indien über Brasilien und über Israel
zurückzuführen.

(8) Darüber hinaus enthält der Antrag hinreichende
Anscheinsbeweise dafür, dass die Abhilfewirkung der
gegenüber der betroffenen Ware geltenden Ausgleichs-
maßnahmen durch die Menge untergraben wird. Dem
Anschein nach sind bedeutende Mengen von Einfuhren
von PET-Folien aus Brasilien und aus Israel an die Stelle
der Einfuhren der betroffenen Ware mit Ursprung in
Indien getreten.

(9) Schließlich erhält der Antrag hinreichende Anscheinsbe-
weise dafür, dass den eingeführten PET-Folien weiterhin
die in der Ausgangsuntersuchung festgestellten Subven-
tionen zugute kommen.

(10) Sollten im Verlauf der Untersuchung neben dem Versand
über Brasilien und über Israel noch andere Umgehungs-
praktiken im Sinne des Artikels 23 der Grundverord-
nung festgestellt werden, kann sich die Untersuchung
auch auf diese Praktiken erstrecken.

E. VERFAHREN

(11) Im Lichte des Vorstehenden kam die Kommission zu
dem Schluss, dass hinreichende Beweise vorliegen, um
die Einleitung einer Untersuchung gemäß Artikel 23 der
Grundverordnung zu rechtfertigen und um die aus Brasi-
lien und aus Israel versandten Einfuhren von PET-Folien,
als Ursprungserzeugnisse Brasiliens oder Israels ange-
meldet oder nicht, gemäß Artikel 24 Absatz 5 der
Grundverordnung zollamtlich zu erfassen.
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a) Fragebogen

(12) Um die von ihr als für ihre Untersuchung als notwendig
erachteten Informationen einzuholen, wird die Kommis-
sion den Ausführern/Herstellern und ihren Verbänden in
Brasilien und Israel, den Ausführern/Herstellern und
ihren Verbänden in Indien und den Einführern und ihren
Verbänden in der Gemeinschaft, die an der Untersu-
chung mitarbeiteten, die zu den geltenden Maßnahmen
führte, oder die im Antrag genannt sind, sowie den
Behörden Indiens, Brasiliens und Israels Fragebogen
zusenden. Gegebenenfalls werden auch Informationen
vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eingeholt.

(13) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, umge-
hend und innerhalb der in Artikel 3 genannten Frist bei
der Kommission nachzufragen, ob sie in dem Antrag
genannt sind. Ist dies nicht der Fall, sollten sie innerhalb
der in Artikel 3 Absatz 1 gesetzten Frist einen Frage-
bogen anfordern, da die in Artikel 3 Absatz 2 gesetzte
Frist für alle interessierten Parteien gilt.

(14) Die Behörden Indiens, Brasiliens und Israels werden über
die Einleitung der Untersuchung unterrichtet und
erhalten eine Kopie des Antrags.

b) Einholung von Informationen und Anhörungen

(15) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schrift-
lich darzulegen. Die Kommission kann interessierte
Parteien anhören, sofern die Parteien dies schriftlich
beantragen und nachweisen, dass besondere Gründe für
ihre Anhörung sprechen.

c) Befreiung von der zollamtlichen Erfassung oder
von den Maßnahmen

(16) Gemäß Artikel 23 Absatz 3 der Grundverordnung
können Einfuhren der untersuchten Ware von der zoll-
amtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen befreit
werden, wenn die Einfuhr keine Umgehung darstellt.

(17) Die mutmaßliche Umgehung findet außerhalb der
Gemeinschaft statt. Artikel 23 der Grundverordnung
zielt darauf ab, Umgehungspraktiken entgegenzuwirken,
ohne Wirtschaftsbeteiligte zu benachteiligen, die nach-
weisen können, dass sie an solchen Praktiken nicht betei-
ligt sind. Dieser Artikel beinhaltet jedoch keine ausdrück-
liche Bestimmung für die Behandlung von Herstellern in
den betroffenen Ländern, die nachweisen können, dass
sie an den Umgehungspraktiken nicht beteiligt sind.
Daher erscheint es notwendig, betroffenen Herstellern
Gelegenheit zu geben, eine Befreiung der von ihnen
ausgeführten Einfuhren von der zollamtlichen Erfassung
oder von den für diese Einfuhren geltenden Maßnahmen
zu beantragen.

(18) Hersteller, die eine Befreiung erwirken möchten, sollten
einen entsprechenden Antrag stellen und gegebenenfalls
einen Fragebogen innerhalb der gesetzten Fristen beant-

worten, damit festgestellt werden kann, dass sie die
Ausgleichszölle nicht im Sinne des Artikels 23 Absatz 1
der Grundverordnung umgehen. Einführer können
gemäß Artikel 23 Absatz 3 der Grundverordnung von
der zollamtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen
befreit werden, wenn ihre Einfuhren von Herstellern
stammen, denen eine solche Befreiung gewährt wird.

F. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(19) Gemäß Artikel 24 Absatz 5 der Grundverordnung
sollten die Einfuhren der untersuchten Ware zollamtlich
erfasst werden, damit in dem Fall, in dem bei der Unter-
suchung eine Umgehung festgestellt wird,
Ausgleichszölle in entsprechender Höhe rückwirkend
vom Zeitpunkt der zollamtlichen Erfassung an auf die
aus Brasilien und aus Israel versandten Einfuhren
erhoben werden können.

G. FRISTEN

(20) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollten
Fristen festgesetzt werden, innerhalb derer

— interessierte Parteien sich bei der Kommission selbst
melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen und
Antworten auf den Fragebogen oder sonstige Infor-
mationen übermitteln können, die im Rahmen der
Untersuchung berücksichtigt werden sollen;

— interessierte Parteien einen schriftlichen Antrag auf
Anhörung durch die Kommission stellen können.

(21) Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der
meisten in der Grundverordnung verankerten
Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende
Partei innerhalb der in Artikel 3 genannten Fristen
meldet.

H. NICHTMITARBEIT

(22) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den
erforderlichen Informationen oder übermittelt sie sie
nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen oder behindert
sie erheblich die Untersuchung, so können gemäß
Artikel 28 der Grundverordnung vorläufige oder endgül-
tige positive oder negative Feststellungen auf der Grund-
lage der verfügbaren Informationen getroffen werden.

(23) Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre
oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so
werden diese Informationen nicht berücksichtigt, und
gemäß Artikel 28 der Grundverordnung können die
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden.
Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
mit und werden die verfügbaren Informationen
zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis führen,
das für diese Partei weniger günstig ist, als wenn sie
mitgearbeitet hätte -
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Es wird eine Untersuchung gemäß Artikel 23 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 2026/97 eingeleitet, um festzustellen, ob
durch die aus Brasilien und aus Israel versandten Einfuhren von
Folien aus Polyethylenterephtalat (PET) der KN-Codes
ex 3920 62 19 und ex 3920 62 90 (Taric-Codes
3920 62 19 01, 3920 62 19 04, 3920 62 19 07,
3920 62 19 11, 3920 62 19 14, 3920 62 19 17,
3920 62 19 21, 3920 62 19 24, 3920 62 19 27,
3920 62 19 31, 3920 62 19 34, 3920 62 19 37,
3920 62 19 41, 3920 62 19 44, 3920 62 19 47,
3920 62 19 51, 3920 62 19 54, 3920 62 19 57,
3920 62 19 61, 3920 62 19 67, 3920 62 19 74,
3920 62 19 92, 3920 62 90 31, 3920 62 90 92), als
Ursprungserzeugnisse Brasiliens oder Israels angemeldet oder
nicht, in die Gemeinschaft die mit der Verordnung (EG) Nr.
2597/1999 gegenüber den Einfuhren von Folien aus Polyethy-
lenterephtalat (PET) mit Ursprung in Indien eingeführten
Maßnahmen umgangen werden.

Artikel 2

Die Zollbehörden werden gemäß Artikel 23 Absatz 2 und
Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 2026/97 ange-
wiesen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die in Artikel 1
genannten Einfuhren in die Gemeinschaft zollamtlich zu
erfassen.

Die Erfassung endet neun Monate nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung.

Die Kommission kann die Zollbehörden per Verordnung
anweisen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren von Waren
in die Gemeinschaft einzustellen, die von Herstellern hergestellt
werden, die eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung
beantragt haben und für die festgestellt wurde, dass sie die
Ausgleichszölle nicht umgehen.

Artikel 3

(1) Die Fragebogen sind bei der Kommission innerhalb von
15 Tagen nach der Veröffentlichung dieser Verordnung im
Amtsblatt der Europäischen Union anzufordern.

(2) Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen interessierte
Parteien innerhalb von 40 Tagen nach der Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union mit
der Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt schrift-
lich darlegen und ihre Antworten auf den Fragebogen und
sonstige Informationen übermitteln, wenn diese Angaben bei
der Untersuchung berücksichtigt werden sollen.

(3) Innerhalb derselben Frist von 40 Tagen können die inte-
ressierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die
Kommission stellen.

(4) Alle sachdienlichen Informationen, Anträge auf
Anhörung oder Anforderungen eines Fragebogens sowie alle
Anträge auf Genehmigung von Bescheinigungen, aus denen
hervorgeht, dass die Einfuhr der Waren keine Umgehung
darstellt, sind schriftlich (nicht in elektronischer Form, sofern
nichts anderes bestimmt ist) unter Angabe von Name,
Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Fax- und/oder Telexnum-
mern der interessierten Partei zu übermitteln. Alle schriftlichen
Stellungnahmen, einschließlich der in dieser Verordnung ange-
forderten Informationen, der Antworten auf den Fragebogen
und aller Schreiben, die von interessierten Parteien auf vertrau-
licher Basis übermittelt werden, müssen den Vermerk „Zur
eingeschränkten Verwendung“ (1) tragen und gemäß Artikel 29
Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht
vertraulichen Fassung übermittelt werden, die den Vermerk
„Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“ trägt.

Anschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion B
Büro: J -79, 5/16
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 295 65 05
Telex: COMEU B 21877

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
Pascal LAMY

Mitglied der Kommission
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(1) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den Dienstgebrauch
bestimmt. Sie sind gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/
2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 145 vom
31.5.2001, S. 43) geschützt und werden vertraulich behandelt
gemäß Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 2026/97 und Artikel 12
des WTO-Übereinkommens über Subventionen und Ausgleichsmaß-
nahmen.



VERORDNUNG (EG) Nr. 284/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung
(EG) Nr. 1676/2001 des Rates gegenüber den Einfuhren von Folien aus Polyethylentherephthalat
(PET) mit Ursprung in unter anderem Indien eingeführten Antidumpingmaßnahmen durch aus
Brasilien und aus Israel versandte Einfuhren von Folien aus Polyethylentherephthalat (PET), ob als
Ursprungserzeugnisse Brasiliens oder Israels angemeldet oder nicht, und zur zollamtlichen Erfas-

sung dieser Einfuhren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1972/2002 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3
und Artikel 14 Absätze 3 und 5,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. ANTRAG

(1) Die Kommission erhielt einen Antrag gemäß Artikel 13
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 (nachstehend
„Grundverordnung“ genannt) auf Untersuchung einer
mutmaßlichen Umgehung der Antidumpingmaßnahmen
gegenüber den Einfuhren von Folien aus Polyethylenther-
ephthalat (nachstehend „PET-Folien“ genannt) mit
Ursprung in unter anderem Indien.

(2) Der Antrag wurde am 6. Januar 2004 von den Gemein-
schaftsherstellern DuPont Teijin Films, Mitsubishi Poly-
ester Film GmbH und Nuroll SpA gestellt.

B. WARE

(3) Bei der von der mutmaßlichen Umgehung betroffenen
Ware handelt es sich um PET-Folien mit Ursprung in
Indien, die normalerweise den KN-Codes ex 3920 62 19
und ex 3920 62 90 zugewiesen werden. Diese Codes
werden nur informationshalber angegeben.

(4) Gegenstand der Untersuchung sind aus Brasilien und aus
Israel versandte PET-Folien (nachstehend „untersuchte
Ware“ genannt), die normalerweise unter denselben KN-
Codes angemeldet werden wie die betroffene Ware.

C. GELTENDE MASSNAHMEN

(5) Bei den derzeit geltenden und mutmaßlich umgangenen
Maßnahmen handelt es sich um einen mit der Verord-
nung (EG) Nr. 1676/2001 des Rates (3) eingeführten
endgültigen Antidumpingzoll.

D. GRÜNDE

(6) Der Antrag enthält ausreichende Anscheinsbeweise
dafür, dass die Antidumpingmaßnahmen gegenüber den
Einfuhren von PET-Folien mit Ursprung in Indien durch
Versand über Brasilien und über Israel umgangen
werden.

(7) Es wurden folgende Beweise übermittelt:

Dem Antrag zufolge hat sich das Handelsgefüge der
Ausfuhren aus Indien, Brasilien und Israel in die Gemein-
schaft nach der Einführung von Maßnahmen gegenüber
der betroffenen Ware erheblich verändert, wofür es
allem Anschein nach außer der Einführung des Zolls
keine hinreichende Begründung oder Rechtfertigung
gibt. Diese Veränderung des Handelsgefüges ist dem
Anschein nach auf den Versand von PET-Folien mit
Ursprung in Indien über Brasilien und über Israel
zurückzuführen.

(8) Darüber hinaus enthält der Antrag hinreichende
Anscheinsbeweise dafür, dass die Abhilfewirkung der
gegenüber der betroffenen Ware geltenden Antidum-
pingmaßnahmen durch die Menge untergraben wird.
Dem Anschein nach sind bedeutende Mengen von
Einfuhren von PET-Folien aus Brasilien und aus Israel an
die Stelle der Einfuhren der betroffenen Ware mit
Ursprung in Indien getreten.

(9) Schließlich enthält der Antrag genügend Anscheinsbe-
weise dafür, dass die Preise der PET-Folien im Vergleich
zu dem Normalwert, der in der Ausgangsuntersuchung
für die betroffene Ware bestimmt wurden, gedumpt
sind.

(10) Sollten im Verlauf der Untersuchung neben dem Versand
über Brasilien und über Israel noch andere Umgehungs-
praktiken im Sinne des Artikels 13 der Grundverord-
nung festgestellt werden, kann sich die Untersuchung
auch auf diese Praktiken erstrecken.

E. VERFAHREN

(11) Im Lichte des Vorstehenden kam die Kommission zu
dem Schluss, dass hinreichende Beweise vorliegen, um
die Einleitung einer Untersuchung gemäß Artikel 13 der
Grundverordnung zu rechtfertigen und um die aus Brasi-
lien und aus Israel versandten Einfuhren von PET-Folien,
ob als Ursprungserzeugnisse Brasiliens oder Israels ange-
meldet oder nicht, gemäß Artikel 14 Absatz 5 der
Grundverordnung zollamtlich zu erfassen.
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a) Fragebogen

(12) Um die von ihr als für ihre Untersuchung als notwendig
erachteten Informationen einzuholen, wird die Kommis-
sion den Ausführern/Herstellern und ihren Verbänden in
Brasilien und Israel, den Ausführern/Herstellern und
ihren Verbänden in Indien und den Einführern und ihren
Verbänden in der Gemeinschaft, die an der Untersu-
chung mitarbeiteten, die zu den geltenden Maßnahmen
führte, oder die im Antrag genannt sind, sowie den
Behörden Indiens, Brasiliens und Israels Fragebogen
zusenden. Gegebenenfalls werden auch Informationen
vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eingeholt.

(13) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, umge-
hend und innerhalb der in Artikel 3 genannten Frist bei
der Kommission nachzufragen, ob sie in dem Antrag
genannt sind. Ist dies nicht der Fall, sollten sie innerhalb
der in Artikel 3 Absatz 1 gesetzten Frist einen Frage-
bogen anfordern, da die in Artikel 3 Absatz 2 gesetzte
Frist für alle interessierten Parteien gilt.

(14) Die Behörden Indiens, Brasiliens und Israels werden über
die Einleitung der Untersuchung unterrichtet und
erhalten eine Kopie des Antrags.

b) Einholung von Informationen und Anhörungen

(15) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schrift-
lich darzulegen. Die Kommission kann interessierte
Parteien anhören, sofern die Parteien dies schriftlich
beantragen und nachweisen, dass besondere Gründe für
ihre Anhörung sprechen.

c) Befreiung von der zollamtlichen Erfassung oder
von den Maßnahmen

(16) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung
können Einfuhren der untersuchten Ware von der zoll-
amtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen befreit
werden, wenn die Einfuhr keine Umgehung darstellt.

(17) Die mutmaßliche Umgehung findet außerhalb der
Gemeinschaft statt. Artikel 13 der Grundverordnung
zielt darauf ab, Umgehungspraktiken entgegenzuwirken,
ohne Wirtschaftsbeteiligte zu benachteiligen, die nach-
weisen können, dass sie an solchen Praktiken nicht betei-
ligt sind. Dieser Artikel beinhaltet jedoch keine ausdrück-
liche Bestimmung für die Behandlung von Herstellern in
den betroffenen Ländern, die nachweisen können, dass
sie an den Umgehungspraktiken nicht beteiligt sind.
Daher erscheint es notwendig, betroffenen Herstellern
Gelegenheit zu geben, eine Befreiung der von ihnen
ausgeführten Einfuhren von der zollamtlichen Erfassung
oder von den für diese Einfuhren geltenden Maßnahmen
zu beantragen.

(18) Hersteller, die eine Befreiung erwirken möchten, sollten
einen entsprechenden Antrag stellen und gegebenenfalls
einen Fragebogen innerhalb der gesetzten Fristen beant-
worten, damit festgestellt werden kann, dass sie die Anti-
dumpingzölle nicht im Sinne des Artikels 13 Absatz 1
der Grundverordnung umgehen. Einführer können
gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung von
der zollamtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen
befreit werden, wenn ihre Einfuhren von Herstellern
stammen, denen eine solche Befreiung gewährt wird.

F. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(19) Gemäß Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung
sollten die Einfuhren der untersuchten Ware zollamtlich
erfasst werden, damit in dem Fall, in dem bei der Unter-

suchung eine Umgehung festgestellt wird, Antidum-
pingzölle in entsprechender Höhe rückwirkend vom
Zeitpunkt der zollamtlichen Erfassung an auf die aus
Brasilien und aus Israel versandten Einfuhren erhoben
werden können.

G. FRISTEN

(20) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollten
Fristen festgesetzt werden, innerhalb derer

— interessierte Parteien sich bei der Kommission selbst
melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen und
Antworten auf den Fragebogen oder sonstige Infor-
mationen übermitteln können, die im Rahmen der
Untersuchung berücksichtigt werden sollen;

— interessierte Parteien einen schriftlichen Antrag auf
Anhörung durch die Kommission stellen können.

(21) Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der
meisten in der Grundverordnung verankerten
Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende
Partei innerhalb der in Artikel 3 genannten Fristen
meldet.

H. NICHTMITARBEIT

(22) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den
erforderlichen Informationen oder übermittelt sie sie
nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen oder behindert
sie erheblich die Untersuchung, so können gemäß
Artikel 18 der Grundverordnung vorläufige oder endgül-
tige positive oder negative Feststellungen auf der Grund-
lage der verfügbaren Informationen getroffen werden.

(23) Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre
oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so
werden diese Informationen nicht berücksichtigt, und
gemäß Artikel 18 der Grundverordnung können die
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden.
Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
mit und werden die verfügbaren Informationen
zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis führen,
das für diese Partei weniger günstig ist, als wenn sie
mitgearbeitet hätte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Es wird eine Untersuchung gemäß Artikel 13 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 384/96 eingeleitet, um festzustellen, ob
durch die aus Brasilien und aus Israel versandten Einfuhren von
Folien aus Polyethylenterephthalat (PET) der KN-Codes
ex 3920 62 19 und ex 3920 62 90 (Taric-Codes
3920 62 19 01, 3920 62 19 04, 3920 62 19 07,
3920 62 19 11, 3920 62 19 14, 3920 62 19 17,
3920 62 19 21, 3920 62 19 24, 3920 62 19 27,
3920 62 19 31, 3920 62 19 34, 3920 62 19 37,
3920 62 19 41, 3920 62 19 44, 3920 62 19 47,
3920 62 19 51, 3920 62 19 54, 3920 62 19 57,
3920 62 19 61, 3920 62 19 67, 3920 62 19 74,
3920 62 19 92, 3920 62 90 31, 3920 62 90 92), ob als
Ursprungserzeugnisse Brasiliens oder Israels angemeldet oder
nicht, in die Gemeinschaft die mit der Verordnung (EG) Nr.
1676/2001 gegenüber den Einfuhren von Folien aus Polyethy-
lenterephthalat (PET) mit Ursprung in Indien eingeführten
Maßnahmen umgangen werden.
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Artikel 2

Die Zollbehörden werden gemäß Artikel 13 Absatz 3 und
Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates
angewiesen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die in
Artikel 1 genannten Einfuhren in die Gemeinschaft zollamtlich
zu erfassen.

Die Erfassung endet neun Monate nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung.

Die Kommission kann die Zollbehörden per Verordnung
anweisen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren von Waren
in die Gemeinschaft einzustellen, die von Herstellern hergestellt
werden, die eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung
beantragt haben und für die festgestellt wurde, dass sie die
Antidumpingzölle nicht umgehen.

Artikel 3

(1) Die Fragebogen sind bei der Kommission innerhalb von
15 Tagen nach der Veröffentlichung dieser Verordnung im
Amtsblatt der Europäischen Union anzufordern.

(2) Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen interessierte
Parteien innerhalb von 40 Tagen nach der Veröffentlichung
dieser Verordnung im Amtsblatt der Europäischen Union mit der
Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt schriftlich
darlegen und ihre Antworten auf den Fragebogen und sonstige
Informationen übermitteln, wenn diese Angaben bei der Unter-
suchung berücksichtigt werden sollen.

(3) Innerhalb derselben Frist von 40 Tagen können interes-
sierte Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die
Kommission stellen.

(4) Alle sachdienlichen Informationen, Anträge auf
Anhörung oder Anforderungen eines Fragebogens sowie alle
Anträge auf Genehmigung von Bescheinigungen, aus denen
hervorgeht, dass die Einfuhr der Waren keine Umgehung
darstellt, sind schriftlich (nicht in elektronischer Form, sofern
nichts anderes bestimmt ist) unter Angabe von Name,
Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Fax- und/oder Telexnum-
mern der interessierten Partei zu übermitteln. Alle schriftlichen
Stellungnahmen, einschließlich der in dieser Verordnung ange-
forderten Informationen, der Antworten auf den Fragebogen
und aller Schreiben, die von interessierten Parteien auf vertrau-
licher Basis übermittelt werden, müssen den Vermerk „Zur
eingeschränkten Verwendung“ (1) tragen und gemäß Artikel 19
Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht
vertraulichen Fassung übermittelt werden, die den Vermerk
„Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“ trägt.

Anschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion B
Büro: J -79, 5/16
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 295 65 05
Telex: COMEU B 21877

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
Pascal LAMY

Mitglied der Kommission
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(1) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den Dienstgebrauch
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1994 (Antidumping-Übereinkommen) betrachtet.



VERORDNUNG (EG) Nr. 285/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1306/2003 hinsichtlich der Frist für die Übernahme des
Alkohols

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe f),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1306/2003 der Kommis-
sion vom 23. Juli 2003 zur Eröffnung öffentlicher
Versteigerungen von Weinalkohol zur Verwendung als
Bioethanol in der Europäischen Gemeinschaft (2) ist eine
öffentliche Versteigerung von Weinalkohol zur Verwen-
dung als Bioethanol in der Gemeinschaft eröffnet
worden. Somit sind die Partien 22/2003 EG, 23/2003
EG, 24/2003 EG und 25/2003 EG, die eine Menge von
260 000 Hektolitern, 350 000 Hektolitern, 50 000
Hektolitern bzw. 29 000 Hektolitern Alkohol von 100 %
vol. umfassen, an die zugelassenen Unternehmen Ecocar-
burantes españoles SA, Bioethanol Galicia SA, Sekab und
Altia Corporation verkauft worden. Mit Mitteilung vom
5. September 2003 hat die Kommission die zuständigen
Behörden und die betreffenden Unternehmen über die
Zuschlagserteilung für diese Partien unterrichtet.

(2) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1306/2003
muss die Übernahme des Alkohols acht Monate nach
der Mitteilung der Zuschlagserteilung durch die Kommis-
sion abgeschlossen sein.

(3) Aufgrund technischer Schwierigkeiten bei der Verbrin-
gung des Alkohols und der sehr großen Mengen der den
spanischen Unternehmen zugewiesenen Partien 22/2003
EG und 23/2003 EG erweist sich die vorgesehene Frist
für die Übernahme des Alkohols für diese Unternehmen
als unzureichend.

(4) Damit die betreffenden Unternehmen den Alkohol inner-
halb einer vernünftigen Frist abholen können und um
keine Diskriminierung zwischen den verschiedenen
Unternehmen hervorzurufen, empfiehlt es sich, die Frist
für die Übernahme des Alkohols um zwei Monate zu
verlängern.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 1306/2003 ist entsprechend
zu ändern.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Wein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1306/2003 erhält folgende
Fassung:

„Artikel 6

Die Übernahme des Alkohols muss zehn Monate nach der
Mitteilung der Zuschlagserteilung durch die Kommission
abgeschlossen sein.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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(2) ABl. L 185 vom 24.7.2003, S. 12.



VERORDNUNG (EG) Nr. 286/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Festsetzung der im Sektor Reis geltenden Einfuhrzölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1503/96 der Kommission
vom 29. Juli 1996 mit Durchführungsbestimmungen zu der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates betreffend die Erhe-
bung von Einfuhrzöllen im Reissektor (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
werden bei der Einfuhr der in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse die Zölle des
Gemeinsamen Zolltarifs erhoben. Bei den Erzeugnissen
von Absatz 2 desselben Artikels entsprechen die Zölle
jedoch dem bei ihrer Einfuhr geltenden Interventions-
preis, erhöht bei der Einfuhr von geschältem oder
vollständig geschliffenem Reis um einen bestimmten
Prozentsatz und vermindert um den Einfuhrpreis. Dieser
Zoll darf jedoch den Satz des Gemeinsamen Zolltarifs
nicht überschreiten.

(2) Gemäß Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 wird der cif-Einfuhrpreis unter Zugrundelegung
der repräsentativen Preise des betreffenden Erzeugnisses
auf dem Weltmarkt oder auf dem gemeinschaftlichen
Einfuhrmarkt berechnet.

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1503/96 wurden die
Durchführungsbestimmungen erlassen, die sich auf die
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beziehen und die im
Sektor Reis geltenden Zölle betreffen.

(4) Die Einfuhrzölle gelten, bis eine Neufestsetzung in Kraft
tritt, außer wenn in den zwei Wochen vor der folgenden
Festsetzung keine Notierung in der Referenzquelle
gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1503/96
vorliegt.

(5) Damit sich die Einfuhrzölle reibungslos anwenden lassen,
sollten zu ihrer Berechnung die in einem Bezugszeitraum
festgestellten Marktkurse zugrunde gelegt werden.

(6) Die Anwendung des Artikels 4 Absatz 1 zweiter Unter-
absatz der Verordnung (EG) Nr. 1503/96 hat die Anpas-
sung der Zölle, die am 15. Mai 2003 durch die Verord-
nung (EG) Nr. 832/2003 der Kommission (3) festgesetzt
worden sind, gemäß den Anhängen der vorliegenden
Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Sektor Reis gemäß Artikel 11 Absätze 1 und 2 der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 anwendbaren Einfuhrzölle
werden gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1503/96
angepasst und in Anhang I unter Zugrundelegung der im
Anhang II angegebenen Bestandteile festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG I

Festsetzung der Einfuhrzölle für Reis und Bruchreis

(in EUR/t)

KN-Code

Zoll (5)

Drittländer
(außer AKP-Staaten und

Bangladesch) (3)
AKP-Staaten (1) (2) (3) Bangladesch (4) Basmati

Indien und Pakistan (6) Ägypten (8)

1006 10 21 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 23 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 25 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 27 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 92 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 94 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 96 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 10 98 (7) 69,51 101,16 158,25

1006 20 11 207,03 68,12 99,18 155,27

1006 20 13 207,03 68,12 99,18 155,27

1006 20 15 207,03 68,12 99,18 155,27

1006 20 17 254,85 84,86 123,09 4,85 191,14

1006 20 92 207,03 68,12 99,18 155,27

1006 20 94 207,03 68,12 99,18 155,27

1006 20 96 207,03 68,12 99,18 155,27

1006 20 98 254,85 84,86 123,09 4,85 191,14

1006 30 21 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 23 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 25 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 27 (7) 133,21 193,09 312,00

1006 30 42 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 44 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 46 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 48 (7) 133,21 193,09 312,00

1006 30 61 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 63 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 65 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 67 (7) 133,21 193,09 312,00

1006 30 92 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 94 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 96 376,62 119,42 173,40 282,47

1006 30 98 (7) 133,21 193,09 312,00

1006 40 00 (7) 41,18 (7) 96,00

(1) Bei der Einfuhr von Reis mit Ursprung in den AKP-Staaten gilt der im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 2286/2002 des Rates (ABl. L 348 vom 21.12.2002, S. 5) und
der geänderten Verordnung (EG) Nr. 638/2003 der Kommission (ABl. L 93 vom 10.4.2003, S. 3) festgelegte Zoll.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1706/98 wird bei der unmittelbaren Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean in das überseeische Departement Réunion kein Zoll erhoben.

(3) Der bei der Einfuhr von Reis in das überseeische Departement Réunion zu erhebende Zoll ist in Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 festgesetzt.
(4) Bei der Einfuhr von Reis, ausgenommen Bruchreis (KN-Code 1006 40 00), mit Ursprung in Bangladesch gilt der im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 3491/90 des

Rates (ABl. L 337 vom 4.12.1990, S. 1) und der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 862/91 der Kommission (ABl. L 88 vom 9.4.1991, S. 7) festgelegte Zoll.
(5) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 des geänderten Beschlusses 91/482/EWG des Rates (ABl. L 263 vom 19.9.1991, S. 1) werden Erzeugnisse mit Ursprung in überseeischen

Ländern und Gebieten zollfrei eingeführt.
(6) Für geschälten Reis der Sorte Basmati, der seinen Ursprung in Indien und Pakistan hat, wird eine Ermäßigung um 250 EUR/t berücksichtigt (Artikel 4a der geänderten

Verordnung (EG) Nr. 1503/96).
(7) Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs.
(8) Bei der Einfuhr von Reis mit Ursprung in und Herkunft aus Ägypten gilt der im Rahmen der Verordnungen (EG) Nr. 2184/96 des Rates (ABl. L 292 vom 15.11.1996,

S. 1) und (EG) Nr. 196/97 der Kommission (ABl. L 31 vom 1.2.1997, S. 53) festgelegte Zoll.
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ANHANG II

Berechnung des im Sektor Reis zu erhebenden Einfuhrzolls

Paddy
Indica Japonica

Reisbruch
Geschält Geschliffen Geschält Geschliffen

1. Einfuhrzoll (EUR/t) (1) 254,85 416,00 207,03 376,62 (1)

2. Berechnungsbestandteile

a) cif-Preis Arag (EUR/t) — 282,18 199,81 353,87 419,97 —

b) fob-Preis (EUR/t) — — — 330,54 396,64 —

c) Frachtkosten (EUR/t) — — — 23,33 23,33 —

d) Quelle — USDA und
Operator

USDA und
Operator

Operator Operator —

(1) Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 287/2004 DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zu den Anträgen auf Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Reis und Bruchreis mit Voraus-
festsetzungen der Erstattung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 der Kommis-
sion vom 28. Juli 2003 mit besonderen Durchführungsbestim-
mungen über Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und
Reis (2), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1342/2003
bestimmt für den Fall, dass bei der Festsetzung der
Erstattung für die Ausfuhr auf diesen Absatz ausdrück-
lich Bezug genommen wird, eine Frist von drei Arbeits-
tagen nach der Beantragung der Ausfuhrlizenzen mit
Vorausfestsetzung der Erstattung. Dieser Artikel sieht
außerdem vor, dass die Kommission einen einheitlichen
Verringerungsprozentsatz anwendet, falls die Ausfuhr-
lizenzanträge die Mengen überschreiten, die ausgeführt
werden dürfen. Die Verordnung (EG) Nr. 163/2004 der
Kommission (3) legt die im Rahmen der durch den oben
genannten Artikel getroffenen Regelung gewährte Erstat-
tung fest für eine Menge von 4 000 Tonnen für die
Bestimmung R01, die im Anhang der genannten Verord-
nung definiert wurde.

(2) Da die am 17. Februar 2004 für die Bestimmung R01
eingereichten Lizenzanträge die verfügbaren Mengen
überschreiten, ist für die am 17. Februar 2004 bean-
tragten Ausfuhrlizenzen der entsprechende Verringe-
rungsprozentsatz festzusetzen.

(3) Diese Verordnung ist unter Berücksichtigung ihrer
Zweckbestimmung ab ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt anwendbar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die am 17. Februar 2004 für die Ausfuhr von Reis und
Bruchreis mit Vorausfestsetzung der Erstattung beantragten
Lizenzen für die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 163/
2004 festgelegte Bestimmung R01 werden im Rahmen der
genannten Verordnung für die mit dem Verringerungssatz von
35,01 % multiplizierten Antragsmengen erteilt.

Artikel 2

Für die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 163/2004 festge-
legte Bestimmung R01 werden für die ab 18. Februar 2004 für
die Ausfuhr von Reis und Bruchreis gestellten Lizenzanträge im
Rahmen der genannten Verordnung keine Ausfuhrlizenzen
erteilt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 19. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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RICHTLINIE 2004/3/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 11. Februar 2004

zur Änderung der Richtlinien 70/156/EWG und 80/1268/EWG des Rates im Hinblick auf die
Messung der Kohlendioxidemissionen und des Kraftstoffverbrauchs von Fahrzeugen der Klasse N1

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 80/1268/EWG des Rates vom 16.
Dezember 1980 über die Kohlendioxidemissionen und
den Kraftstoffverbrauch von Kraftfahrzeugen (4) ist eine
der Einzelrichtlinien im Rahmen des Typgenehmigungs-
verfahrens nach der Richtlinie 70/156/EWG des Rates
vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis
für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (5).

(2) In der Mitteilung der Kommission an den Rat und das
Europäische Parlament über „Politische Konzepte und
Maßnahmen der EU zur Verringerung der Treibhausgas-
emissionen: zu einem Europäischen Programm zur
Klimaänderung (ECCP)“ wird eine Umsetzungsstrategie
zur Verringerung der Treibhausgasemissionen vorge-
schlagen, zu der auch Maßnahmen im Verkehrssektor
zählen. Im Grünbuch „Hin zu einer europäischen Stra-
tegie für Energieversorgungssicherheit“ wird ebenfalls für
die Verringerung des Kraftstoffverbrauchs von Kraftfahr-
zeugen plädiert.

(3) Nach der Strategie der Gemeinschaft zur Verringerung
der Kohlendioxidemissionen (CO2-Emissionen) von
Personenkraftwagen, wie sie in der Mitteilung der
Kommission an den Rat und das Europäische Parlament
„Eine Strategie der Gemeinschaft zur Minderung der
CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und zur
Senkung des durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs“
skizziert ist, wurde das harmonisierte Messverfahren

gemäß der Richtlinie 80/1268/EWG als Basisinstrument
genutzt. Als Voraussetzung für Folgemaßnahmen zur
Verringerung des Kraftstoffverbrauchs und der CO2-
Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen muss der
Anwendungsbereich der genannten Richtlinie auf Fahr-
zeuge der Klasse N1 ausgedehnt werden.

(4) Entsprechend der Entscheidung Nr. 1753/2000/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni
2000 zur Einrichtung eines Systems zur Überwachung
der durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen
neuer Personenkraftwagen (6) hat die Kommission eine
Studie über die Möglichkeiten und Auswirkungen eines
harmonisierten Verfahrens zur Messung der spezifischen
CO2-Emissionen von Fahrzeugen der Klasse N1 durchge-
führt. Danach gilt es als technisch annehmbar und
äußerst kostengünstig, die bestehenden Emissionsprü-
fungen nach der Richtlinie 70/220/EWG des Rates vom
20. März 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Verun-
reinigung der Luft durch Emissionen von Kraftfahr-
zeugen (7) auch zur Messung des Kraftstoffverbrauchs
und der CO2-Emissionen dieser Fahrzeugklasse anzu-
wenden.

(5) Viele Kleinserienhersteller kaufen von Zulieferern
Motoren, die nach der Richtlinie 88/77/EWG des Rates
vom 3. Dezember 1987 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die
Emission gasförmiger Schadstoffe und luftverunreini-
gender Partikel aus Selbstzündungsmotoren zum Antrieb
von Fahrzeugen und die Emission gasförmiger Schad-
stoffe aus mit Erdgas oder Flüssiggas betriebenen Fremd-
zündungsmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen (8)
bereits typgenehmigt wurden. Eine beträchtliche Anzahl
dieser Hersteller verfügt weder über die nötige Infra-
struktur noch über die nötigen Fachkenntnisse, um die
Abgas- oder CO2-Emissionsprüfungen durchzuführen.
Daher sind Ausnahmeregelungen für Kleinserienher-
steller erforderlich, da die Zusatzkosten, die sie zu tragen
hätten, um dieser Richtlinie nachzukommen, unver-
hältnismäßig hoch wären.

(6) Diese Maßnahmen haben auch Auswirkungen auf die
Bestimmungen in den Anhängen der Richtlinie 70/156/
EWG.

(7) Die Richtlinien 70/156/EWG und 80/1268/EWG sollten
daher entsprechend geändert werden —
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 70/156/EWG wird wie folgt geändert:

a) Anhang IV Teil I Zeile 39 erhält folgende Fassung:

Genehmigungsgegen-
stand Richtlinie Fundstelle im Amts-

blatt M1 M2 M3 N1 N2 N3 O1 O2 O3 O4

„39. CO2-Emis-
sionen/Kraft-
stoffverbrauch

80/1268/EWG L 375 vom
31.12.1980, S. 36

X X“

b) In der EG-Übereinstimmungsbescheinigung für vollständige und vervollständigte Fahrzeuge der Klassen
N1, N2 und N3 nach Anhang IX wird in Teil I Seite 2 folgender Abschnitt hinzugefügt:

Artikel 2

Die Anhänge I und II der Richtlinie 80/1268/EWG werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie
geändert.

Artikel 3

Spätestens am 19. Februar 2006 unterbreitet die Kommission

a) eine Studie über die Möglichkeiten, repräsentative Messwerte für die CO2-Emissionen und den Kraftstoff-
verbrauch von vervollständigten, in mehreren Stufen genehmigten Fahrzeugen und Fahrzeugen, deren
Emissionen gemäß der Richtlinie 88/77/EWG gemessen werden, zu erhalten, damit den Kosten-Nutzen-
Aspekten dieser Messungen Rechnung getragen wird;

b) eine Bewertung des in diese Richtlinie aufgenommenen Konzepts der Fahrzeugfamilie;

c) dem nach Artikel 13 der Richtlinie 70/156/EWG eingesetzten Ausschuss gegebenenfalls einen Entwurf
von Maßnahmen zur Anpassung dieser Richtlinie an den technischen Fortschritt.

Artikel 4

Entspricht ein von einem spezialisierten Aufbauhersteller hergestelltes Fahrzeug den Kriterien einer der
Fahrzeugfamilien des Herstellers des Ausgangsfahrzeugs, so kann der Aufbauhersteller die vom Hersteller
des Ausgangsfahrzeugs bereitgestellten Angaben über Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen heran-
ziehen.
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Artikel 5

(1) Ab dem 19. Februar 2005 dürfen die Mitgliedstaaten für Fahrzeuge der Klasse N1 aus Gründen, die
sich auf die CO2-Emission oder auf den Kraftstoffverbrauch beziehen,

a) weder für einen Fahrzeugtyp die Erteilung der EG-Typgenehmigung oder der Betriebserlaubnis mit
nationaler Geltung verweigern

b) noch die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetriebnahme von Fahrzeugen gemäß Artikel 7 der Rich-
tlinie 70/156/EWG verbieten,

wenn die CO2-Emissions- und Kraftstoffverbrauchswerte gemäß der Richtlinie 80/1268/EWG in der
Fassung der vorliegenden Richtlinie ermittelt wurden.

(2) Ab dem 1. Januar 2005 im Fall von Fahrzeugen der Klasse N1 Gruppe I und ab dem 1. Januar 2007
im Fall von Fahrzeugen der Klasse N1 Gruppe II und Gruppe III

a) dürfen die Mitgliedstaaten die EG-Typgenehmigung nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 70/156/EWG
nicht mehr erteilen und

b) müssen die Mitgliedstaaten die Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung verweigern, soweit nicht Artikel
8 Absatz 2 der Richtlinie 70/156/EWG geltend gemacht wird,

wenn die CO2-Emissions- und Kraftstoffverbrauchswerte nicht gemäß der Richtlinie 80/1268/EWG in der
Fassung der vorliegenden Richtlinie ermittelt wurden.

(3) Ab dem 1. Januar 2006 im Fall von Fahrzeugen der Klasse N1 Gruppe I und ab dem 1. Januar 2008
im Fall von Fahrzeugen der Klasse N1 Gruppe II und Gruppe III

a) betrachten die Mitgliedstaaten Übereinstimmungsbescheinigungen, mit denen Neufahrzeuge gemäß der
Richtlinie 70/156/EWG versehen sind, als nicht mehr gültig im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 der
genannten Richtlinie,

b) verweigern die Mitgliedstaaten die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetriebnahme von Neufahrzeugen,
die nicht mit einer gültigen Übereinstimmungsbescheinigung gemäß der Richtlinie 70/156/EWG
versehen sind, soweit nicht Artikel 8 Absatz 2 der genannten Richtlinie geltend gemacht wird,

wenn die CO2-Emissions- und Kraftstoffverbrauchswerte nicht gemäß der Richtlinie 80/1268/EWG in der
Fassung der vorliegenden Richtlinie ermittelt wurden.

(4) Bei in mehreren Stufen genehmigten Fahrzeugen der Klasse N1 werden die in den Absätzen 2 und 3
genannten Termine um zwölf Monate verschoben.

(5) Im Sinne dieses Artikels gilt folgende Unterteilung:

— Fahrzeug der Klasse N1 Gruppe I: ein Fahrzeug der Klasse N1 mit einer Bezugsmasse von bis zu
1 305 kg;

— Fahrzeug der Klasse N1 Gruppe II: ein Fahrzeug der Klasse N1 mit einer Bezugsmasse von mehr als
1 305 kg, jedoch höchstens 1 760 kg;

— Fahrzeug der Klasse N1 Gruppe III: ein Fahrzeug der Klasse N1 mit einer Bezugsmasse von mehr als
1 760 kg.

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um
dieser Richtlinie ab dem 19. Februar 2005 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon
in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 7

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Artikel 8

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. Februar 2004.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
M. McDOWELL
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ANHANG

I. Anhang I der Richtlinie 80/1268/EWG wird wie folgt geändert:

1. Abschnitt 1 erhält folgende Fassung:

„1. ANWENDUNGSBEREICH

Diese Richtlinie gilt für die Messung der Kohlendioxidemissionen (CO2-Emissionen) und des Kraftstoffver-
brauchs von Kraftfahrzeugen der Klassen M1 und N1.

Sie gilt nicht für einen Fahrzeugtyp der Klasse N1, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:
— Der Motortyp, mit dem dieser Fahrzeugtyp ausgestattet ist, hat die Typgenehmigung gemäß der Richt-

linie 88/77/EWG erhalten und

— der Hersteller produziert weltweit insgesamt weniger als 2 000 Fahrzeuge der Klasse N1 pro Jahr.“

2. Abschnitt 2.3 erhält folgende Fassung:

„2.3. Für die in Abschnitt 6 beschriebene Prüfung wird ein für den zu genehmigenden Fahrzeugtyp repräsenta-
tives Fahrzeug vorgeführt, falls die Prüfungen von dem für die Typgenehmigungsprüfungen zuständigen
technischen Dienst selbst durchgeführt werden. Bei Fahrzeugen der Klassen M1 und N1, die hinsichtlich
ihrer Emissionen bereits gemäß der Richtlinie 70/220/EWG typgeprüft wurden, prüft der technische
Dienst, ob das Fahrzeug die für diesen Fahrzeugtyp geltenden Grenzwerte gemäß der Richtlinie 70/220/
EWG einhält.“

3. In Abschnitt 6.1 wird folgender Absatz angefügt:

„Fahrzeuge, die die im Prüfzyklus vorgegebenen Beschleunigungs- und Höchstgeschwindigkeitswerte nicht errei-
chen, müssen so lange mit voll durchgetretenem Gaspedal betrieben werden, bis sie die vorgegebene Fahrkurve
wieder erreichen. Die Abweichungen vom Prüfzyklus sind im Prüfbericht festzuhalten.“

4. Abschnitt 11 erhält folgende Fassung:

„11. ERWEITERUNG DER TYPGENEHMIGUNG

11.1. Die Typgenehmigung kann auf Fahrzeuge des gleichen Typs oder eines unterschiedlichen Typs erwei-
tert werden, der sich in Bezug auf die folgenden Merkmale des Anhangs II unterscheidet, wenn die
vom technischen Dienst gemessenen CO2-Emissionen den Typgenehmigungswert bei Fahrzeugen der
Klasse M1 um nicht mehr als 4 % und bei Fahrzeugen der Klasse N1 um nicht mehr als 6 % über-
schreiten:
— Bezugsmasse

— höchstzulässige Masse

— Art des Aufbaus:
für M1: Stufenhecklimousine, Schräghecklimousine, Kombilimousine, Coupé, Kabrio-Limousine,
Mehrzweckfahrzeug
für N1: Lastkraftwagen, Van

— Gesamtübersetzungsverhältnisse

— Motorausrüstung und Nebenaggregate.

11.2. Erweiterung der Genehmigung auf Fahrzeuge der Klasse N1 innerhalb einer Fahrzeugfamilie

11.2.1. Wird einem Fahrzeug der Klasse N1 aufgrund seiner Zugehörigkeit zu einer Fahrzeugfamilie
nach dem Verfahren des Anhangs I Abschnitt 12.2 die Genehmigung erteilt, so kann die
Typgenehmigung nur dann auf Fahrzeuge derselben Fahrzeugfamilie erweitert werden, wenn
der technische Dienst zu der Auffassung gelangt, dass der Kraftstoffverbrauch des neuen
Fahrzeugs die Kraftstoffverbrauchswerte des Fahrzeugs, auf dem die Verbrauchswerte der
Fahrzeugfamilie basieren, nicht übersteigt.

Genehmigungen können auch auf Fahrzeuge erweitert werden, die
— bis zu 110 kg schwerer sind als das geprüfte Fahrzeug der betreffenden Fahrzeugfamilie,

sofern sie höchstens 220 kg schwerer als das leichteste Fahrzeug der betreffenden Fahr-
zeugfamilie sind und

— allein aufgrund einer anderen Reifengröße ein niedrigeres Gesamtübersetzungsverhältnis
als das geprüfte Fahrzeug der betreffenden Fahrzeugfamilie besitzen und

— ansonsten der Fahrzeugfamilie entsprechen.

11.2.2. Wird einem Fahrzeug der Klasse N1 aufgrund seiner Zugehörigkeit zu einer Fahrzeugfamilie
nach dem Verfahren des Anhangs I Abschnitt 12.3 die Genehmigung erteilt, so kann die
Typgenehmigung nur dann ohne zusätzliche Prüfung auf Fahrzeuge derselben Fahrzeugfa-
milie erweitert werden, wenn der technische Dienst zu der Auffassung gelangt, dass der Kraft-
stoffverbrauch des neuen Fahrzeugs innerhalb der Grenzwerte liegt, die von den beiden Fahr-
zeugen der Fahrzeugfamilie vorgegeben wurden, die den niedrigsten bzw. höchsten Kraft-
stoffverbrauch aufweisen.“
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5. Folgender Abschnitt wird hinzugefügt:

„12. TYPGENEHMIGUNG FÜR FAHRZEUGE DER KLASSE N1, DIE EINER FAHRZEUGFAMILIE ANGEHÖREN

Für Fahrzeuge der Klasse N1 kann die Typgenehmigung innerhalb einer Fahrzeugfamilie gemäß Abschnitt
12.1 nach einem der beiden in den Abschnitten 12.2 und 12.3 beschriebenen Verfahren erteilt werden.

12.1. Zur Durchführung dieser Richtlinie können Fahrzeuge der Klasse N1 einer Fahrzeugfamilie zuge-
ordnet werden, wenn folgende Parameter identisch sind oder innerhalb der angegebenen Grenzwerte
liegen:
12.1.1. Identische Parameter:

— Hersteller und Typ gemäß Anhang II Abschnitt I Nummer 0.2;
— Hubraum;
— Art des Abgasreinigungssystems;
— Kraftstoffzuführungssystem gemäß Anhang II Nummer 1.5.2.

12.1.2. Nachstehende Parameter müssen innerhalb folgender Grenzwerte liegen:
— Übersetzungsverhältnisse insgesamt (höchstens 8 % über dem kleinsten Wert) gemäß

Anhang II Nummer 1.6.3;
— Bezugsmasse (höchstens 220 kg leichter als die schwerste Variante);
— Frontbereich (höchstens 15 % kleiner als die größte Variante);
— Motorleistung (höchstens 10 % unter dem größten Wert).

12.2. Für eine Fahrzeugfamilie gemäß Abschnitt 12.1 kann die Typgenehmigung auf der Grundlage von
CO2-Emissions- und Kraftstoffverbrauchswerten, die für alle Fahrzeuge der Fahrzeugfamilie
gemeinsam gelten, erteilt werden. Der technische Dienst muss für seine Prüfung das Fahrzeug der
Familie auswählen, das seiner Auffassung nach die höchsten CO2-Emissionen aufweist. Die
Messungen erfolgen gemäß Abschnitt 6, und die nach dem Verfahren des Abschnitts 6.5 festgestellten
Messergebnisse werden als einheitlicher Typgenehmigungswert für alle Fahrzeuge der Familie
verwendet.

12.3. Für Fahrzeuge, die einer Fahrzeugfamilie gemäß Abschnitt 12.1 zugeordnet sind, kann die Typgeneh-
migung auf der Grundlage der individuellen CO2-Emissions- und Kraftstoffverbrauchswerte eines
jeden Fahrzeugs der Familie erteilt werden. Der technische Dienst wählt für seine Prüfung die beiden
Fahrzeuge aus, die seiner Auffassung nach die höchsten bzw. die niedrigsten CO2-Emissionen
aufweisen. Die Messungen erfolgen gemäß Abschnitt 6. Liegen die vom Hersteller für diese beiden
Fahrzeuge angegebenen Werte innerhalb der in Abschnitt 6.5 festgelegten Toleranzen, so können die
vom Hersteller für alle Fahrzeuge der Familie angegebenen CO2-Emissionswerte als Typgenehmi-
gungswerte verwendet werden. Liegen die Angaben des Herstellers nicht innerhalb der Toleranzen, so
werden die nach dem Verfahren des Abschnitts 6.5 festgestellten Ergebnisse als Typgenehmigungs-
werte verwendet, und der technische Dienst wählt eine geeignete Anzahl von anderen Fahrzeugen
der Fahrzeugfamilie für zusätzliche Prüfungen aus.“

II. Anhang II der Richtlinie 80/1268/EWG erhält folgende Fassung:

1. Der Text am Anfang erhält folgende Fassung:

„Nachtrag zu dem EG-Typgenehmigungsbogen Nr..........

betreffend einen Fahrzeugtyp 6 mit Bezug auf die Richtlinie 80/1268/EWG (CO2-Emissionen und Kraftstoffver-
brauch), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/3/EG.“

2. Folgende Fußnote wird dem Nachtrag hinzugefügt:

„(6) Bei Fahrzeugen, für die eine Typgenehmigung im Rahmen einer Fahrzeugfamilie gemäß Anhang I Abschnitt
12 erteilt wurde, ist dieser Nachtrag für jedes einzelne der Fahrzeugfamilie zugehörige Fahrzeug vorzulegen.“

3. Der Nachtrag wird ferner wie folgt geändert:
a) Nummer 1.3 erhält folgende Fassung:

„1.3. Art des Aufbaus:
1.3.1. M1: Stufenhecklimousine, Schräghecklimousine, Kombilimousine, Coupé, Kabrio-Limousine, Mehr-

zweckfahrzeug 1

1.3.2. N1: Lastkraftwagen, Van“

b) Nummer 1.7 erhält folgende Fassung:

„1.7. Typgenehmigungswerte:“
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2004

zur Änderung der Entscheidung 2003/135/EG hinsichtlich der Ausweitung der Tilgungs- und
Impfungspläne im Kreis Bad Kreuznach und der Beendigung der Impfungspläne im Bundesland

Saarland

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 337)

(Nur der deutsche und der französische Text sind verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/146/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23.
Oktober 2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur
Bekämpfung der klassischen Schweinepest (1), insbesondere auf
Artikel 16 Absatz 1 und Artikel 20 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2003/135/EG der Kommission vom
27. Februar 2003 über die Genehmigung der Pläne zur
Tilgung der klassischen Schweinepest und Notimpfung
gegen die klassische Schweinepest in der Schwarzwildpo-
pulation in den deutschen Bundesländern Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland (2)
wurde als eine von mehreren Maßnahmen zur
Bekämpfung der klassischen Schweinepest erlassen.

(2) Die deutschen Behörden haben die Kommission über die
jüngste Entwicklung der Seuche in der Schwarzwildpo-
pulation im Saarland und in Rheinland-Pfalz informiert.
Diese Informationen deuten darauf hin, dass sich die
Situation im Saarland gebessert hat und die Impfung
nicht mehr angebracht erscheint. Jedoch ist in Rhein-
land-Pfalz im Kreis Bad Kreuznach das Gebiet, in dem
die Tilgungs- und Impfungspläne durchgeführt werden,
auszuweiten.

(3) Die Entscheidung 2003/135/EG ist daher entsprechend
zu ändern.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2003/135/EG wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 1 Buchstabe C des Anhangs der Entscheidung
2003/135/EG erhält Absatz 9 betreffend Bad Kreuznach
folgende Fassung:

„Im Kreis Bad Kreuznach: die Ortschaften Becherbach, Reif-
felbach, Schmittweiler, Callbach, Meisenheim, Breitenheim,
Rehborn, Lettweiler, Odernheim a. Glan, Oberhausen a. d.
Nahe, Duchroth, Hallgarten, Feilbingert, Hochstätten,
Niederhausen, Norheim, Bad Münster a. Stein-Ebernburg,
Altenbamberg, Fürfeld, Tiefenthal, Neu-Bamberg, Frei-
Laubersheim, Boos, Hackenheim, Hüffelsheim, Oberstreit,
Rüdesheim, Schloßböckelheim, Staudernheim, Traisen, Volx-
heim, Abtweiler, Bad Kreuznach, Bad Sobernheim, Biebels-
heim, Bretzenheim, Dorsheim, Eckenroth, Guldental, Guten-
berg, Hargesheim, Langenlonsheim, Laubenheim, Mandel,
Pfaffen-Schwabenheim, Pleitersheim, Raumbach, Roth,
Roxheim, Rümmelsheim, Schweppenhausen, Stromberg,
Waldböckelheim, Waldlaubersheim, Warmsroth, Weinsheim
und Windesheim;“.
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2. In Nummer 2 Buchstabe C des Anhangs der Entscheidung
2003/135/EG erhält Absatz 9 betreffend Bad Kreuznach
folgende Fassung:
„Im Kreis Bad Kreuznach: die Ortschaften Becherbach, Reif-
felbach, Schmittweiler, Callbach, Meisenheim, Breitenheim,
Rehborn, Lettweiler, Odernheim a. Glan, Oberhausen a. d.
Nahe, Duchroth, Hallgarten, Feilbingert, Hochstätten,
Niederhausen, Norheim, Bad Münster a. Stein-Ebernburg,
Altenbamberg, Fürfeld, Tiefenthal, Neu-Bamberg, Frei-
Laubersheim, Boos, Hackenheim, Hüffelsheim, Oberstreit,
Rüdesheim, Schloßböckelheim, Staudernheim, Traisen, Volx-
heim, Abtweiler, Bad Kreuznach, Bad Sobernheim, Biebels-
heim, Bretzenheim, Dorsheim, Eckenroth, Guldental, Guten-
berg, Hargesheim, Langenlonsheim, Laubenheim, Mandel,
Pfaffen-Schwabenheim, Pleitersheim, Raumbach, Roth,
Roxheim, Rümmelsheim, Schweppenhausen, Stromberg,
Waldböckelheim, Waldlaubersheim, Warmsroth, Weinsheim
und Windesheim;“.

3. Nummer 2 Buchstabe D des Anhangs der Entscheidung
2003/135/EG wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland und
die Französische Republik gerichtet.

Brüssel, den 12. Februar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 12. Februar 2004

über eine Finanzhilfe der Gemeinschaft für den Betrieb bestimmter gemeinschaftlicher Referenzla-
boratorien im Bereich Tiergesundheit und lebende Tiere 2004

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 343)

(Nur der spanische, der dänische, der deutsche, der französische, der englische und der schwedische Text sind
verbindlich)

(2004/147/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2),
insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Gemeinschaft sollte den von ihr benannten Refe-
renzlaboratorien eine Finanzhilfe gewähren, damit sie
ihre Funktionen und Aufgaben gemäß den folgenden
Richtlinien und Entscheidungen erfüllen können:

— Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Oktober
2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur
Bekämpfung der klassischen Schweinepest (3),

— Richtlinie 92/66/EWG des Rates vom 14. Juli 1992
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Newcastle-Krankheit (4),

— Richtlinie 92/40/EWG des Rates vom 19. Mai 1992
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Geflügelpest (5),

— Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember
1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen
zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie
besonderen Maßnahmen bezüglich der vesikulären
Schweinekrankheit (6),

— Richtlinie 93/53/EWG des Rates vom 24. Juni 1993
zur Festlegung von Mindestmaßnahmen der Gemein-
schaft zur Bekämpfung bestimmter Fischseuchen (7),

— Richtlinie 95/70/EG des Rates vom 22. Dezember
1995 zur Festlegung von Mindestmaßnahmen der
Gemeinschaft zur Bekämpfung bestimmter Muschel-
krankheiten (8),

— Richtlinie 92/35/EWG des Rates vom 29. April 1992
zur Festlegung von Kontrollregeln und Maßnahmen
zur Bekämpfung der Pferdepest (9),

— Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November
2000 mit besonderen Bestimmungen für
Maßnahmen zur Bekämpfung und Tilgung der Blau-
zungenkrankheit (10),

— Entscheidung 2000/258/EG des Rates vom 20. März
2000 zur Bestimmung eines spezifischen Instituts,
das für die Aufstellung der Kriterien für die Normung
der serologischen Tests zur Kontrolle der Wirksam-
keit der Tollwutimpfstoffe verantwortlich ist (11),

— Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002
zur Festlegung von besonderen Vorschriften für die
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest sowie
zur Änderung der Richtlinie 92/119/EWG hinsicht-
lich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen
Schweinepest (12),

— Entscheidung 96/463/EG des Rates vom 23. Juli
1996 zur Benennung der Referenzstelle, deren
Aufgabe es ist, zur Vereinheitlichung der Prüfme-
thoden und der Bewertung der Ergebnisse reinras-
siger Zuchtrinder beizutragen (13).

(2) Die gemeinschaftliche Finanzhilfe sollte nur gewährt
werden, wenn die geplanten Maßnahmen effizient durch-
geführt werden und die Behörden alle notwendigen
Informationen innerhalb der festgesetzten Fristen über-
mitteln.

(3) Aus Haushaltsgründen wird die Finanzhilfe der Gemein-
schaft für ein Jahr gewährt.

(4) Für die Veranstaltung eines jährlich stattfindenden Work-
shops unter der Verantwortung der gemeinschaftlichen
Referenzlaboratorien sollte für den gleichen Zeitraum in
einem Fall eine zusätzliche finanzielle Unterstützung
gewährt werden.
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(5) Die von den gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien für
das Jahr 2004 vorgelegten Arbeitsprogramme und
entsprechenden vorläufigen Budgets wurden von den
zuständigen Dienststellen der Kommission geprüft.

(6) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 des Rates (1) werden Veterinär- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften
durchgeführt werden, aus der Abteilung Garantie des
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
Landwirtschaft finanziert. Zu Zwecken der Finanzkon-
trolle finden die Artikel 8 und 9 der Verordnung (EG)
Nr. 1258/1999 Anwendung.

(7) Mit der Verordnung (EG) Nr. 156/2004 der Kommis-
sion (2) wurden die zuschussfähigen Ausgaben der
gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien, die gemäß
Artikel 28 der Entscheidung 90/424/EWG eine Finanz-
hilfe erhalten, sowie die Verfahren zur Vorlage von
Ausgaben und Rechnungsprüfungen festgelegt.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Zusammenhang mit der klassischen Schweinepest gewährt
die Gemeinschaft Deutschland eine Finanzhilfe für die Funk-
tionen und Aufgaben, die das Institut für Virologie der Tierärzt-
lichen Hochschule, Hannover, Deutschland, gemäß Anhang IV
der Richtlinie 2001/89/EG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
210 000 EUR.

Die gemeinschaftliche Finanzhilfe für die Organisation eines
technischen Workshops über die Diagnoseverfahren der Klassi-
schen Schweinepest beläuft sich auf höchstens 30 000 EUR.

Artikel 2

Im Zusammenhang mit der Newcastle-Krankheit gewährt die
Gemeinschaft dem Vereinigten Königreich eine Finanzhilfe für
die Funktionen und Aufgaben, die das Central Veterinary Labo-
ratory, Addlestone, Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang V
der Richtlinie 92/66/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
65 000 EUR.

Artikel 3

Im Zusammenhang mit der Geflügelpest gewährt die Gemein-
schaft dem Vereinigten Königreich eine Finanzhilfe für die
Funktionen und Aufgaben, die das Central Veterinary Labora-
tory, Addlestone, Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang V der
Richtlinie 92/40/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
135 000 EUR.

Artikel 4

Im Zusammenhang mit der vesikulären Schweinekrankheit
gewährt die Gemeinschaft dem Vereinigten Königreich eine
Finanzhilfe für die Funktionen und Aufgaben, die das Pirbright
Laboratory, Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang III der Rich-
tlinie 92/119/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
95 000 EUR.

Artikel 5

Im Zusammenhang mit Fischseuchen gewährt die Gemeinschaft
Dänemark eine Finanzhilfe für die Funktionen und Aufgaben,
die das Statens Veterinære Serumlaboratorium, Århus, Däne-
mark, gemäß Anhang C der Richtlinie 93/53/EWG zu erfüllen
hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
140 000 EUR.

Artikel 6

Im Zusammenhang mit Muschelkrankheiten gewährt die
Gemeinschaft Frankreich eine Finanzhilfe für die Funktionen
und Aufgaben, die das Ifremer, La Tremblade, Frankreich,
gemäß Anhang B der Richtlinie 95/70/EG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
90 000 EUR.

Artikel 7

Im Zusammenhang mit der Pferdepest gewährt die Gemein-
schaft Spanien eine Finanzhilfe für die Funktionen und
Aufgaben, die das Laboratorio de sanidad y producción animal,
Algete, Spanien, gemäß Anhang I der Richtlinie 92/35/EWG zu
erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
50 000 EUR.

Artikel 8

Im Zusammenhang mit der Blauzungenkrankheit gewährt die
Gemeinschaft dem Vereinigten Königreich eine Finanzhilfe für
die Funktionen und Aufgaben, die das Pirbright Laboratory,
Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang II der Richtlinie 2000/
75/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
125 000 EUR.
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Artikel 9

Im Zusammenhang mit den serologischen Tests zur Kontrolle
der Wirksamkeit der Tollwutimpfstoffe gewährt die Gemein-
schaft Frankreich eine Finanzhilfe für die Funktionen und
Aufgaben, die das Laboratorium der A.F.S.S.A., Nancy, Frank-
reich, gemäß Anhang II der Entscheidung 2000/258/EG zu
erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
150 000 EUR.

Artikel 10

Im Zusammenhang mit der afrikanischen Schweinepest
gewährt die Gemeinschaft Spanien eine Finanzhilfe für die
Funktionen und Aufgaben, die das Centro de Investigación en
Sanidad Animal, Valdeolmos, Madrid, Spanien, gemäß Anhang
V der Richtlinie 2002/60/EG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
105 000 EUR.

Artikel 11

Zwecks Auswertung der Testergebnisse und Vereinheitlichung
der Testmethoden für reinrassige Zuchtrinder gewährt die
Gemeinschaft Schweden eine Finanzhilfe für die Funktionen
und Aufgaben gemäß Anhang II der Entscheidung 96/463/EG,
die das Interbull Centre, Uppsala, Schweden, zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2004 auf höchstens
65 000 EUR.

Artikel 12

Diese Entscheidung ist an das Königreich Dänemark, die
Bundesrepublik Deutschland, das Königreich Spanien, die
Französische Republik, das Königreich Schweden und das
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland gerichtet.

Brüssel, den 12. Februar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur vorläufigen Aufteilung der für die Maßnahmen gemäß den Artikeln 13 und 14 der Verordnung
(EG) Nr. 2182/2002 verfügbaren Mittel des gemeinschaftlichen Tabakfonds unter den Mitglied-

staaten für das Jahr 2004

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 493)

(2004/148/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rohtabak (1), insbesondere auf Artikel 14a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In den Artikeln 13 und 14 der Verordnung (EG) Nr.
2182/2002 der Kommission vom 6. Dezember 2002
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung
(EWG) Nr. 2075/92 des Rates hinsichtlich des gemein-
schaftlichen Tabakfonds (2) sind Maßnahmen zur Umstel-
lung der Tabakerzeugung vorgesehen. Diese Maßnahmen
werden aus dem gemeinschaftlichen Tabakfonds finan-
ziert, der mit Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr.
2075/92 eingerichtet worden ist.

(2) Der gemeinschaftliche Tabakfonds ist für das Jahr 2004
mit einem Gesamtbetrag in Höhe von 28,8 Mio. EUR
ausgestattet, von denen die Hälfte für spezifische
Maßnahmen zur Umstellung der Tabakerzeugung auf
andere Kulturen und auf Arbeitsplätze schaffende andere
Wirtschaftstätigkeiten sowie ferner für diesbezügliche
Studien bestimmt ist.

(3) Daher ist es erforderlich, gemäß Artikel 17 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 2182/2002 die vorläufige Auftei-
lung der verfügbaren Mittel unter den Mitgliedstaaten
vorzunehmen.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Tabak —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die für die Maßnahmen gemäß den Artikeln 13 und 14 der
Verordnung (EG) Nr. 2182/2002 verfügbaren Mittel des
gemeinschaftlichen Tabakfonds werden für das Jahr 2004 wie
im Anhang der vorliegenden Entscheidung aufgeführt vorläufig
unter den Mitgliedstaaten aufgeteilt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 215 vom 30.7.1992, S. 70. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2319/2003 (ABl. L 345 vom
31.12.2003, S. 17).

(2) ABl. L 331 vom 7.12.2002, S. 16.



ANHANG

Vorläufige Aufteilung der für die Maßnahmen gemäß den Artikeln 13 und 14 der Verordnung (EG) Nr. 2182/
2002 verfügbaren Mittel des gemeinschaftlichen Tabakfonds unter den Mitgliedstaaten für das Jahr 2004:

(in Euro)

Mitgliedstaat Vorläufige Aufteilung

Berechnungsgrundlage:

90 % nach dem Umfang der endgültig
zurückgekauften Quoten

10 % nach der nationalen Garantie-
schwelle

Betrag Betrag

Italien 11 362 565 538 446

Griechenland 748 442 529 755

Spanien 0 180 009

Portugal 263 284 25 481

Frankreich 0 109 443

Deutschland 0 48 512

Belgien 324 762 6 346

Österreich 260 947 2 008

Insgesamt 12 960 000 1 440 000
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